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3VORWORT

die Unternehmerverbände Niedersachsen 

e.V. (UVN) repräsentieren als Spitzenver-

band der niedersächsischen Wirtschaft 

mehr als 80 regionale und branchenbezo-

gene Mitgliedsverbände mit über 150.000 

Unternehmen aus den Bereichen Industrie, 

Handel, Dienstleistungen, Handwerk, Land- 

wirtschaft und Gesundheit. Wir vertreten 

damit als einzige Wirtschaftsorganisation 

alle Branchen und Wirtschaftszweige flä-

chendeckend in ganz Niedersachsen.

Grundlage von gesellschaftlichem Wohl-

stand und Zusammenhalt ist eine gute 

wirtschaftliche Entwicklung. Dazu braucht 

es eine verlässliche und standortfreund-

liche Politik, die Unternehmen stärkt und 

Arbeitsplätze sichert. Die positive Konjunk-

tur und gute Lage am Arbeitsmarkt dürfen 

nicht darüber hinwegtäuschen, dass wir 

gerade jetzt die richtigen Weichenstellun-

gen für die Zukunft zu setzen haben.

Wir haben in den vergangenen Monaten ei-

nen intensiven Diskussionsprozess mit un-

seren Mitgliedern über die maßgeblichen 

Werner M. Bahlsen
Präsident

Dr. Volker Müller
Hauptgeschäftsführer

Herausforderungen angestoßen. Dabei 

gab es vier Schwerpunktthemen, die alle 

Regionen und Branchen in Niedersachsen 

betreffen:

1. 	 Die zunehmende Digitalisierung unter 

Berücksichtigung des Breitbandaus-

baus, der IT-Sicherheit sowie digitaler 

Arbeitsprozesse und Bildung

2.	 Der Ausbau unserer Energie- und Ver-

kehrsinfrastruktur

3. 	 Wachsende Belastungen der nieder-

sächsischen Wirtschaft durch immer 

neue Steuern und Abgaben, zuneh-

mende Nachweis- und Offenlegungs-

pflichten und höhere Lohnkosten durch 

renten- und sozialpolitische Fehlent-

scheidungen

4. 	 Der demografische Wandel inklusive 

moderner Bildungskonzepte, der Akti-

vierung aller Arbeitsmarktpotenziale, 

einer qualifizierten Arbeitsmarktzu-

wanderung und verstärkter Integrati-

onsbemühungen

Damit unser Wirtschaftsstandort wettbe-

werbsfähig bleibt, unsere Landesregierung 

weiterhin von steigenden Steuereinnah-

men profitiert und der Arbeitsmarkt auch 

zukünftig floriert, brauchen wir verlässli-

che politische Rahmenbedingungen. Dazu 

gehören weniger Belastungen, ein positives 

Investitions- und Innovationsklima sowie 

deutlich weniger Eingriffe in die unterneh-

merische Freiheit.

Mit unseren Positionen zur Landtagswahl 

am 14. Januar 2018 möchten wir den poli-

tischen Parteien einen Maßnahmenkatalog 

an die Hand geben, mit dem es gelingt, die 

Wettbewerbsfähigkeit der niedersächsi-

schen Wirtschaft zu erhalten, den gesell-

schaftlichen Wohlstand zu sichern und an-

stehende Herausforderungen zu meistern.

Gern stehen wir im Namen unserer Mitglie-

der für weitere Ausführungen zur Verfü-

gung. n

Sehr geehrte Damen und Herren, 
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Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik
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Die Modernisierung der sozialen Sicherungssysteme und insbesondere der beitrags-
finanzierten Sozialversicherung ist zwingende Voraussetzung für ein dauerhaft 
finanzierbares und leistungsfähiges Sozialsystem.

Zu hohe Beitragssätze, die sich direkt in noch höheren gesetzlichen Personal-
zusatzkosten niederschlagen, sind schädlich für die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen, das Wirtschaftswachstum und die Beschäftigungszahlen. 
Druck entsteht insbesondere für die gesetzliche Rentenversicherung und die 
Pflegeversicherung. Weitere Strukturreformen sind unabdingbar, um die 
Finanzierbarkeit der Systeme zu gewährleisten.

Auch die Digitalisierung wird sich auf das Arbeitsrecht auswirken. Sowohl bei 
der Arbeitszeitgestaltung als auch beim technischen Arbeitsschutz ergeben sich 
neue Spannungsfelder zwischen der Schutzfunktion für Arbeitnehmer sowie 
unserer Innovationskraft und wirtschaftlichen Entwicklungen, die zu lösen sind. 
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Die rot-grüne Landesregierung der aktuellen Le-

gislaturperiode hat mit zwei Anträgen zum The-

ma Werkverträge im Bundesrat Regulierungen 

für Unternehmen beim Einsatz von Werkverträ-

gen gefordert. Dies bringt zum Ausdruck, dass 

die Landesregierung auch bei der Bundesgesetz-

gebung über den Bundesrat Einfluss nehmen 

kann.

Nur mit Werkverträgen kann der in der Arbeits-

welt geltende Grundsatz des arbeitsteiligen 

Handelns effektiv verwirklicht werden. Eine zu-

nehmende Spezialisierung bspw. im Handwerks- 

oder Ingenieurbereich erfordert regelmäßig den 

Einsatz von Werkunternehmern. Für Werkver-

tragsarbeitnehmer gilt das gesamte Arbeits- und 

Tarifrecht, und die große Mehrheit der Arbeit-

geber hat in den letzten Jahren zahlreiche Ver-

besserungen zugunsten der (Werkvertrags-)Be-

schäftigten vereinbart. In einer sich immer mehr 

spezialisierenden und digitalisierten Arbeitswelt 

wird diese Entwicklung noch weitergehen. Der 

Werkvertrag ist damit unverzichtbarer Bestand-

teil unseres Arbeitslebens. Er muss weiterhin 

höchst flexibel zu handhaben sein und darf nicht 

noch stärker reguliert werden. 

Das Land Niedersachsen hat im Jahr 2014 eine 

interministerielle Arbeitsgruppe gegen den 

Missbrauch von Werkverträgen gebildet. Der 

Bericht vom 22. Dezember 2014 enthält kei-

ne Datengrundlage über Höhe und Anzahl von 

rechtswidrigen Verstößen gegen Sozialversiche-

rungsgesetze beim Einsatz von Werkvertrags-

arbeitnehmern. Der Bericht enthält insgesamt 

keine Datenbasis, die die Anträge im Bundesrat 

rechtfertigt. Es wird Bezug genommen auf die 

niedersächsische Fleischverarbeitungsindustrie. 

Allerdings arbeitet hier nur ein sehr geringer 

Teil der Beschäftigten in Niedersachsen. Eine 

Verdichtung von rechtsmissbräuchlichem Ein-

satz von Werkvertragsarbeitnehmern ist auch in 

diesem Bericht nicht anhand von Fakten nachge-

wiesen. Im Gegenteil, die Arbeitgeber haben hier 

in den letzten Jahren zahlreiche Verbesserungen 

zugunsten der (Werkvertrags-)Beschäftigten ver-

einbart. Im Vorfeld weiterer politischer Aktivitä-

ten sollte es eine Datenbasis geben, aufgrund 

derer ein weiteres politisches Tätigwerden ge-

rechtfertigt wäre. 

Im Oktober 2016 hat der Bundestag einen Ge-

setzentwurf zur Änderung des Arbeitnehmer- 

überlassungsgesetzes und anderer Gesetze 

beschlossen, der unter anderem einen gesetz-

lichen Equal Pay-Anspruch nach neun Monaten 

und eine Höchstüberlassungsdauer von 18 Mo-

naten festschreibt. Das neue Arbeitnehmerüber-

lassungsgesetz ist zum 1. April 2017 in Kraft 

getreten und mit spürbaren Einschränkungen 

für die Zeitarbeit und ihre Kunden verbunden. 

Die Änderungen zum Referentenentwurf sind zu 

begrüßen; insbesondere die Verbesserungen in 

der Zeitarbeit, wie die Möglichkeiten zur tarifli-

chen Gestaltung der Höchstüberlassungsdauer 

und des equal pay. Dennoch leidet das Gesetz 

an handwerklichen Mängeln. So fehlt beispiels-

weise eine Definition, was unter equal pay genau 

zu verstehen ist. Außerdem enthält das Gesetz 

Sanktionen, die mit dem Entzug der zwingend 

vorgeschriebenen Erlaubnis zur Arbeitnehmer- 

überlassung die Existenzgrundlage der Unter-

nehmen vernichtet. 

Von einer weiteren Regulierung des Zeitarbeits- 

und Werkvertragsrechtes ist künftig abzusehen, 

da dies nur zur Einschränkung unternehmeri-

scher Freiheit führen würde. Außerdem haben 

sich die Tarifvertragsparteien in der Zeitarbeit 

am 30. November 2016 auf einen Tarifabschluss 

geeinigt, der bis Ende 2019 läuft. Damit beken-

nen sich die DGB-Gewerkschaften langfristig zur 

Sozialpartnerschaft in der Zeitarbeit. Eine weite-

re Verschärfung der Gesetzgebung, insbesonde-

re bei equal pay, wäre daher ein massiver Eingriff 

in die grundgesetzlich geschützte Tarifautono-

mie. n

Werkverträge und Zeitarbeit

n	 Bestehenden Rechtsrahmen für Zeitarbeit und Werkverträge beibehalten.

n	 Keine Ausweitung des Mitbestimmungsrechts beim Einsatz von 
Fremdarbeitnehmern in Einsatzbetrieben.

n	 Werkvertragsbeschäftigung in Niedersachsen faktenbasiert evaluieren.

n	 Rechtssichere Definition, was nach einem Zeitraum von 9 Monaten als 
equal pay zu berücksichtigen ist.

UVN POSITIONEN
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Im Rahmen einer zunehmend digitalisierten und 

globalisierten Welt stellen sich neue Ansprüche 

an das Arbeitsrecht insgesamt und insbesonde-

re an das Arbeitszeitrecht. Auch der demografi-

sche Wandel spielt hierbei eine gewichtige Rolle, 

denn Arbeitnehmer haben neue Anforderungen 

an die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und 

an ihr Arbeitsverhältnis. Moderne technische Ar-

beitsmittel müssen genutzt werden, um insbe-

sondere Frauen, die noch überwiegend familiäre 

Pflichten übernehmen, ein flexibles Arbeiten zu 

ermöglichen. Die Untersuchungen der Kranken-

kassen unterstreichen, dass es aufgrund neuer 

Arbeitsformen insgesamt keine höheren Fehlzei-

ten und Krankheitstage gibt, sondern sich vor 

allem die Diagnosen geändert haben.

Das Arbeitszeitgesetz muss an Digitalisierung, 

Globalisierung und die bessere Vereinbarkeit 

von Beruf und Privatleben angepasst werden. 

Dies ist für eine exportgetriebene Wirtschaft wie 

die Niedersachsens ganz besonders wichtig. So 

müssen die Höchstdauer der täglichen Arbeits- 

und Ruhezeiten angepasst und die Spielräume 

der EU-Arbeitszeitrichtlinie voll ausgenutzt wer-

den. Dabei sollte man künftig von einer wöchent-

lichen Höchstarbeitszeit ausgehen und sich nicht 

auf die tägliche Arbeitszeit beziehen. Die kurze 

Unterbrechung von Ruhezeiten muss ohne wei-

teres möglich sein, wenn betriebliche Belange 

dies erfordern. n

Arbeitszeitflexibilität

n	 Arbeitswoche als Grundlage der zulässigen Höchstarbeitszeit festlegen.

n	 Tägliche gesetzliche Ruhezeit von 11 auf 9 Stunden verkürzen.

n	 Geringfügige Unterbrechungen bei Berechnung der Ruhezeiten nicht 
berücksichtigen.

n	 Tägliche Arbeitszeit nach § 3 ArbZG flexibler gestalten.

UVN POSITIONEN

Die Auswirkungen des demografischen Wandels 

sind für Deutschland für die nächsten Jahrzehnte 

klar messbar. Für das Jahr 2030 wird prognosti-

ziert, dass ein Beitragszahler auf einen Rentner 

kommt. Dass in diesem Falle gegenzusteuern ist 

und Änderungen in der Rentenpolitik notwendig 

sind, ist offensichtlich. Vor diesem Hintergrund 

haben die UVN bereits vor der Rentenreform die 

Rente mit 63 und die Mütterrente der großen Ko-

alition in Berlin scharf kritisiert. 

Hinzu kommt, dass es immer mehr Menschen 

gibt, die – auch wenn sie das Rentenalter über-

schritten haben – gerne weiterarbeiten möchten. 

Dies ist aktuell finanziell sehr unattraktiv. Es 

gibt aber keinen Grund, denjenigen den Weg in 

den Arbeitsmarkt zu versperren, die dazu noch 

Willens und in der Lage sind. Der gegenwärtige 

Entwurf der „Flexi-Rente“ des Bundesarbeitsmi-

nisteriums gewährleistet dies nicht. Dies muss 

jedoch unbürokratisch möglich sein. 

Das in der aktuellen Legislaturperiode verab-

schiedete Betriebsrentenstärkungsgesetz för-

dert die freiwilligen Betriebsrenten. Dies ist der 

richtige Weg, da eine Verpflichtung zu einer be-

trieblichen Altersversorgung gerade kleine und 

mittlere Betriebe überfordern würde.

Für die betriebliche Altersvorsorge stellt die Null-

zinspolitik der Europäischen Zentralbank eine 

große Belastung dar. Unternehmen müssen für 

Direktzusagen höhere Pensionsrückstellungen 

aufbauen, um die Altersvorsorgeansprüche ihrer 

Belegschaft zu erfüllen. Dabei wird der Aufwand 

steuerlich bisher unzureichend berücksichtigt. 

Vielmehr liegt die Belastung für die Unterneh-

men durch die Besteuerung fiktiver Gewinne 

deutschlandweit bei ca. 20–25 Milliarden Euro. 

So wird den Unternehmen Liquidität entzogen, 

die nicht für Investitionen zur Verfügung steht. 

Eine Absenkung des steuerrechtlichen Zinssat-

zes würde dem entgegenwirken. n

Rentendiskussion

n	 Rente mit 63 und Mütterrente abschaffen.

n	 Flexibles Renteneintrittsalter unbürokratisch ermöglichen.

n	 Verpflichtende Betriebsrenten verhindern.

n	 Steuerliche Entlastung bei der betrieblichen Altersvorsorge schaffen.

UVN POSITIONEN
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Aktuell wird auf Bundesebene der Entwurf eines 

Entgelttransparenzgesetzes diskutiert. Hinter-

grund sind die Einkommensunterschiede von 

Männern und Frauen, die das Statistische Bun-

desamt auf ungefähr 22  Prozent beziffert. Als 

Reaktion sieht das Gesetz vor, dass Unterneh-

men zu den Unterschieden in ihrem Unterneh-

men Stellung nehmen und die Arbeitnehmer 

individuelle Auskunftsansprüche gegen ihren 

Arbeitgeber haben sollen. Dies soll für Unterneh-

men mit über 200 Arbeitnehmern gelten.

Nach Untersuchungen des Instituts der Deut-

schen Wirtschaft beruhen – bezogen auf die 

22 Prozent des Entgeltunterschieds – 15 Prozent 

auf dem Berufswahlverhalten und 5 Prozent auf 

unterschiedlichen Erwerbsbiografien, die durch 

Auszeiten wie Elternzeiten verursacht werden. 

Selbst unter den übrigen 2 Prozent gibt es diver-

se Gründe, die nicht auf eine geschlechtsbezoge-

ne Ungleichbehandlung durch den Arbeitgeber 

zurückzuführen sind. 

Der Vorwurf einer Diskriminierung ist damit 

nicht haltbar. Es gibt keinen Tarifvertrag, der 

zwischen Frauen und Männern unterscheidet.

Das Entgelttransparenzgesetz wäre eine bü-

rokratische Belastung und auch datenschutz-

rechtlich für Unternehmen äußerst schwierig zu 

handhaben. Es ist daneben nicht geeignet, um 

die Ursachen vorherrschender Unterschiede zu 

beseitigen. So zeigt sich zum Beispiel, dass bei 

den bis 25-jährigen Arbeitnehmern die unberei-

nigte Entgeltlücke nur bei 2 Prozent liegt. Erst ab 

40 Jahren steigt sie auf über 20 Prozent. Weiter 

ist festzustellen, dass in Ostdeutschland der Un-

terschied nur bei 7 Prozent und im Westen bei 

24 Prozent liegt. 

Probates Gegenmittel, um die Ursachen für die 

Entgeltungleichheit zu beseitigen, sind eine bes-

sere Kinderbetreuung sowie eine bessere Berufs-

orientierung für Mädchen in Richtung männlich 

geprägter Berufe und umgekehrt. Ein gutes Bei-

spiel hierfür ist in Niedersachsen die IdeenEx-

po, die durch ihre besondere Konzeption junge 

Menschen für Naturwissenschaft und Technik 

begeistert und so das Interesse an diesen Fä-

chern, Ausbildungs- und Studiengängen sowie 

Berufsbildern weckt oder ausbaut. Hierzu zählt 

auch das Niedersachsen-Technikum, das gerade 

Mädchen anspricht. n

Lohngerechtigkeit

n	 Kein Entgelttransparenzgesetz.

n	 Vereinbarkeit von Beruf und Familie fördern.

n	 IdeenExpo und Niedersachsen-Technikum fortführen und stärken, ins-
besondere um neue Berufe vorzustellen und Mädchen für technische 
Berufe zu begeistern.

n	 Mädchen in MINT-Fächern fördern.

UVN POSITIONEN

Die direkte Tarifbindung von Unternehmen ist 

zwar seit vielen Jahren rückläufig. Dennoch sind 

nach wie vor 80 Prozent aller Arbeitsverhältnis-

se von Tarifverträgen unmittelbar oder mittelbar 

geprägt. Die unmittelbare Tarifbindung sinkt je-

doch stetig. 

Eine politisch verordnete Tarifbindung durch 

eine weitere Absenkung der Anforderungen 

an eine Allgemeinverbindlichkeitserklärung ist 

nicht akzeptabel. Jüngste Gesetzgebungsverfah-

ren wie bspw. zur Zeitarbeit und Entgeltgleich-

heit weisen starke tarifpolitische Tendenzen 

auf. Tarifgebundene Unternehmen werden vor-

dergründig privilegiert. Dies rechtfertigt jedoch 

keine Gesetze, die Bürokratie schaffen und in die 

unternehmerische Freiheit und in die Tarifauto-

nomie eingreifen. Nur eine differenzierte und 

produktivitätsorientierte Tarifpolitik der Sozial-

partner schafft attraktive Tarifbedingungen. Der 

Tarifvertrag muss Mindestarbeitsbedingungen 

festlegen. Die Politik muss dabei neutral blei-

ben. n

Tarifbindung

n	 Gesetzliche Eingriffe in die Tarifautonomie verhindern und zurückführen.

UVN POSITION
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Dass die deutsche Wirtschaft die zurückliegende 

Wirtschafts- und Finanzkrise so gut überstanden 

hat, ist unter anderem auch dem Instrument der 

Kurzarbeit zu verdanken. Kurzarbeit ermöglicht 

Unternehmen in schwierigen wirtschaftlichen 

Situationen eine Entlastung durch Senkung der 

Personalkosten unter gleichzeitigem Erhalt der 

Arbeitsplätze. Daten der Bundesagentur für Ar-

beit aus den Krisenjahren 2009/2010 belegen, 

dass durch das konjunkturelle Kurzarbeitergeld 

Arbeitsplätze überwiegend in kleinen und mit-

telständischen Unternehmen gesichert werden 

konnten. 

Um Abbau von Personal in wirtschaftlichen 

Krisenzeiten zu verhindern, ist es notwendig, 

dass es bei Kurzarbeit zu einer Erstattung der 

Sozialversicherungsbeiträge kommt, wie in der 

Vergangenheit durch das Kurzarbeitergeld plus 

geschehen. n

Kurzarbeit

n	 Sonderreglungen zum Kurzarbeitergeld plus im Fall einer erneuten 
konjunkturellen Krise kurzfristig per Verordnung zur Verfügung  
stellen.

UVN POSITION

Die demografische Entwicklung bedingt auch 

eine Änderung der Finanzierung der Kranken-

kassen. Beitragszahler müssen immer mehr und 

immer ältere Versicherte finanzieren. Dies wird 

weiter zu einem Anstieg der Krankenkassenbei-

träge führen. Diese sind bereits aufgrund der 

medizinischen Entwicklungen seit 1991 deut-

lich von der Lohnentwicklung abgekoppelt. Für 

Arbeitgeber ist eine Beschäftigung nur rentabel, 

wenn Arbeitnehmer ihre Arbeitskosten auch er-

wirtschaften. Diese Grenze liegt bei Lohnneben-

kosten von 40  Prozent. Die deutsche und nie-

dersächsische Wirtschaft darf diese Grenze nicht 

überschreiten. 

Je höher der Zusatzanteil der Versicherten ist, 

desto größer ist der Anreiz, in eine günstigere 

Kasse zu wechseln. Die Entwicklungen bei der 

AOK Niedersachsen im Jahr 2016 zeigen, dass 

diese mit einem stabilen Beitrag überdurch-

schnittliche Zugewinne an Versicherten aufwei-

sen konnte. Auf diese Weise sind die Kassen 

motiviert, ihre Kosten im Vergleich zu anderen 

gesetzlichen Kassen gering zu halten. Dieser 

Anreiz sollte nicht durch die paritätische Vertei-

lung des Zusatzbeitrages auf Arbeitgeber und 

Versicherte halbiert werden. Im Endeffekt fließen 

damit die Vorteile einer günstigen Kasse auch 

voll dem Arbeitnehmer zu und nicht dem Arbeit-

geber. 

Hinzu kommt, dass Arbeitgeber schon ande-

re Kosten in der Versorgung alleine tragen. So 

zahlen sie bspw. die Kassenbeiträge bei Aus-

zubildenden mit einer Ausbildungsvergütung 

unter 325 Euro und geringfügig Beschäftigten, 

die Kosten nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz 

und für die Unfallversicherung allein. Würde man 

diese Beiträge paritätisch teilen, ergäbe sich ein 

wesentlich höherer Zusatzbeitrag für die Versi-

cherten. 

Im Weiteren stünde zu befürchten, dass die ge-

setzliche Krankenversicherung sich auch die 

Mehrkosten auf andere Art und Weise, wie bspw. 

durch Leistungskürzungen oder höhere Selbst-

behalte und Selbstbeteiligungen, zurückholen 

würde. n

Zusatzbeitrag 
zur Krankenversicherung

n	 Zusatzbeitrag zur Krankenversicherung wie bisher beibehalten.

UVN POSITION
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Kaum ein Unternehmen will Praktikanten 
den Mindestlohn zahlen
Wie Unternehmen auf die Mindestlohn-Regelung für Praktikanten reagieren wollen

Quelle: statista_com / 
Index Internet und 
Medienforschug, N = 430

Seit dem 1. Januar 2015 gilt in Deutschland ein 

flächendeckender gesetzlicher Mindestlohn von 

8,50 Euro brutto je Zeitstunde. Am 28. Juni 2016 

hat die Mindestlohnkommission entschieden, 

den gesetzlichen Mindestlohn mit Wirkung zum 

1. Januar 2017 auf 8,84 Euro anzupassen. 

Auch wenn die Auswirkungen des Mindestlohns 

noch von der guten konjunkturellen Lage überla-

gert werden, stellt seine Einführung gerade mit 

Blick auf die zukünftigen wirtschaftlichen Her-

ausforderungen eine erhebliche Belastung für 

den Arbeitsmarkt dar. 

Insbesondere im Bereich der Praktika ergeben 

sich erhebliche Belastungen für Berufseinsteiger. 

Dabei sind Praktika die beste Gelegenheit, um 

in das Berufsleben „hineinzuschnuppern“. Auf-

grund der strikten Vorgaben des Mindestlohn-

gesetzes und der finanziellen Belastungen für 

die Unternehmen werden in manchen Branchen 

Praktikumsplätze nur noch eingeschränkt ange-

boten oder bedauerlicherweise gar nicht mehr 

zur Verfügung gestellt. n

Mindestlohn

n	 Menschen mit erheblichen Vermittlungshemmnissen die ersten  
12 Monate abweichend zu den strikten Bedingungen des Mindest- 
lohngesetzes beschäftigen, um ihnen einen Einstieg in den ersten  
Arbeitsmarkt zu ermöglichen.

n	 Dreimonatige Freistellung vom Mindestlohn für Orientierungspraktika 
auf 12 Monate erhöhen.

n	 Rechtssicherheit bei der Auftraggeberhaftung und eine gesetzlich  
normierte Haftungsbefreiung einführen.

UVN POSITIONEN

Keine Veränderung

Unternehmen 

will weniger 

Praktikanten 

beschäftigen

Unternehmen will auf Praktikanten ausweichen, 

die keinen Mindestlohn erhalten

26 %

11 %

46 %

17 %

Unternehmen will 

keine betroffenen 

Praktikanten mehr 

beschäftigen
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Illegale Beschäftigung und Schwarzarbeit führen 

zu erheblichen Einnahmeausfällen bei Steuern 

und in der Sozialversicherung sowie zu Wettbe-

werbsverzerrungen. Um illegale Beschäftigung 

und Schwarzarbeit wirksam einzudämmen, gilt 

es die Ursachen für die Schattenwirtschaft wirk-

sam zu bekämpfen. 

Empirische Analysen belegen, dass die Haupt-

gründe für illegale Beschäftigung und Schwarz-

arbeit u. a. in hohen Belastungen für Arbeit-

nehmer und einer verstärkten Regulierung des 

Arbeitsmarktes für Arbeitgeber liegen. 

Die Schattenwirtschaft ist somit nicht zuletzt 

ein Ergebnis nicht richtig gesetzter gesamtwirt-

schaftlicher Rahmenbedingungen. An dieser 

Stelle muss der Hebel angesetzt werden. Ein gu-

tes Beispiel war in der Vergangenheit die einfa-

chere Absetzbarkeit haushaltsnaher Dienstleis-

tungen, die zu einer deutlichen Reduzierung der 

Schwarzarbeit in Privathaushalten geführt hat. 

Hier sind weitere Vereinfachungen und Entlas-

tungen für Arbeitnehmer und kleine und mittle-

re Unternehmen erforderlich. Dies gilt mit Blick 

auf die großen Herausforderungen der Integra-

tion von Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt und 

der erstmaligen Erhöhung des gesetzlichen Min-

destlohns 2017 umso mehr, zumal die ökono-

mischen Anpassungsprozesse des Mindestlohns 

noch lange nicht abgeschlossen sind. n

Schwarzarbeit

n	 Effektiver und nachhaltiger Vollzug der bestehenden Bestimmungen 
zur Bekämpfung der Schwarzarbeit.

n	 Einführung eines Baustellenausweises nach dem Vorbild der „Tiroler 
Beschäftigungskarte“.

UVN POSITIONEN
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Zur Fachkräftesicherung in Niedersachsen set-

zen sich die UVN für eine schlüssige und aus-

gewogene Gesamtstrategie aus Bildung, Ak-

tivierung von Arbeitskräften im Inland sowie 

gesteuerter Zuwanderung ein. Deutschland und 

Niedersachsen sind für Einwanderer attraktiver 

Qualifizierte Zuwanderung

n	 Rasches Einmünden in Anpassungsqualifizierung für Zuwanderer  
aus reglementierten Berufen für eine nachhaltige und qualifikations- 
adäquate Beschäftigung.

n	 Anerkennung von im Ausland erworbenen Abschlüssen weiterent- 
wickeln.

UVN POSITIONEN

als je zuvor. Die Unterstützung der Zuwande-

rung von Fachkräften aus Mangelberufen sowie 

deren unbürokratische und zügige Anerkennung 

ist zwingende Voraussetzung zum Erhalt unse-

rer Wirtschaftskraft. n

Bevölkerung im Alter von 15 bis unter 65 Jahren 
bis zum Jahr 2050
Szenarien mit unterschiedlichen Wanderungsannahmen, jeweils Jahresdurchschnitte

Quelle: Bertelsmann-Stiftung 2015 auf 
Basis der IAB-Bevölkerungsprognose

Modell ohne Wanderung

mit Wanderungssaldo 200.000 p. a.

mit Wanderungssaldo 530.000 p. a.
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Bildungs- und 
Gesellschaftspolitik

Die UVN setzen sich für mehr Qualität im Bildungssystem ein. Ausreichend Betreuungsplätze 
und -kräfte sind Voraussetzungen für eine familienfreundliche Personalpolitik, die Erwerbs-
tätigkeit junger Eltern und den späteren Schulerfolg.

Durch eine qualifizierte, individuelle Berufsorientierung müssen mehr Jugendliche den  
direkten Weg in die Duale Ausbildung finden. Sie ist und bleibt die Basis für die Fachkräfte- 
sicherung. Dabei sind die MINT-Fächer von besonderer Bedeutung. Hohen Abbrecherquoten 
im Studium und in der Dualen Berufsausbildung muss entgegengewirkt werden.

Insbesondere Globalisierung und Digitalisierung erfordern, dass 
Mitarbeiter lebenslang lernen. Dazu müssen sich auch unsere 
Bildungseinrichtungen neuen Maßstäben und Technologien stellen.
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Die Berufsschule in Niedersachsen steht zuneh-

mend in der Kritik der Unternehmen. Grund hier-

für ist eine völlig unzureichende Unterrichtsver-

sorgung sowie der akute Lehrermangel. Zudem 

Berufsschule

n	 Grundqualität in der Berufsschule sicherstellen: endlich die Unter-
richtsversorgung sichern und Lehrermangel bekämpfen.

n	 Lehrernachwuchs sichern:
	 –  Zusätzliche Lehrerstellen in Engpassberufen.
	 –  Studienplatzkapazitäten ausbauen.
	 –  Attraktivität des Berufsbildes stärken.
	 –  Gewinnung von Quereinsteigern für das Berufsschullehramtsstudium.
	 –  Schnelleren Einstieg von Quereinsteigern ermöglichen.
	 –  Geeignete Honorarkräfte aus der Wirtschaft oder Hochschule einstellen.
	 –  Länderübergreifende Suche nach Fachlehrern ermöglichen.

n	 Möglichkeiten des digitalen Lernens, z. B. Blended Learning-Methoden 
nutzen.

n	 Unterrichtsqualität konsequent weiterentwickeln.

n	 Lehrerfortbildungen für die Anpassungsbedarfe an „Wirtschaft 4.0“ 
entwickeln.

n	 Lehrerausbildung an die Entwicklungen der Digitalisierung und „Wirt-
schaft 4.0“ anpassen.

n	 Modellprojekte zur digitalen Bildung in Berufsschulen in Kooperation 
mit Betrieben auflegen.

n	 Weiterbildungsangebote für Lehrkräfte entwickeln, um neue Ausbil-
dungsanforderungen zu vermitteln.

UVN POSITIONEN

Die Duale Berufsausbildung ist die Grundlage für die Sicherung der Fachkräftebasis der nie-

dersächsischen Wirtschaft. Die Digitalisierung der Wirtschaft wird auch Auswirkungen auf die 

Duale Berufsausbildung haben. Für die niedersächsischen Berufsschulen bedeutet dies, dass 

der Anpassungsbedarf in den kommenden Jahren wächst. Die Duale Berufsausbildung gilt es in 

Zusammenarbeit von Politik und Wirtschaft zu stärken. Die Wertschätzung und Weiterentwick-

lung der Dualen Berufsausbildung muss in allen Bereichen der Gesellschaft gefördert werden. 

Die Anerkennung der Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer Bildung ist ein wichti-

ges Ziel, das auch von der Politik gefördert und kommuniziert werden muss. n

Duale Berufsausbildung stärken

kommen in den kommenden Jahren durch die 

Digitalisierung hohe Anpassungsbedarfe auf die 

Berufsschule zu. n
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Digitalisierung und Strukturwandel erfordern in 

einer sich schnell wandelnden Arbeitswelt, dass 

Mitarbeiter lebenslang lernen. Die Duale Berufs-

Lebenslanges Lernen 

n	 Anrechnungsmöglichkeiten von beruflichen Kompetenzen auf ein 
Hochschulstudium weiterentwickeln.

n	 Fort- und Weiterbildung stärken.

n	 Landesweite Transparenz bei der Anrechnung beruflicher Kompeten-
zen herstellen.

n	 Servicestelle Offene Hochschule beibehalten und weiterentwickeln  
sowie die Kommunikation zu Weiterbildungsmöglichkeiten zum  
Thema „Studieren ohne Abitur“ stärken.

UVN POSITIONEN

Die UVN setzen sich für mehr Qualität im Schulsystem ein. Die Duale Berufsausbildung ist 

und bleibt die Basis für die Fachkräftesicherung. Sie muss durch starke Säulen im Schulsystem 

unterstützt werden. Daher stehen wir zum gegliederten Schulsystem. Aufgrund des demogra-

fischen Wandels unterstützen wir die Entwicklung eines Zwei-Säulen-Systems, das u. a. in länd-

lichen Regionen sinnvoll sein kann. Wir setzen darauf, dass sich die Oberschule neben Haupt- 

und Realschulen zu einer Schulform mit besonderer Bedeutung für die Duale Berufsausbildung 

weiterentwickelt.

Insgesamt machen uns hohe Abbrecherquoten sowohl im Studium als auch in der Dualen Be-

rufsausbildung Sorgen. Daher fordern wir die Politik auf, Schüler und Eltern noch aktiver zu 

unterstützen, sinnvollere weiterführende Bildungsentscheidungen zu treffen. Die Ausbildungs- 

bzw. Studierfähigkeit muss sichergestellt werden. Die Systeme der Berufsausbildung und der 

akademischen Bildung müssen stärker miteinander verzahnt werden. In einer sich schnell wan-

delnden Welt muss klar sein, dass eine berufliche Ausbildung erst die Grundlage für eine wei-

tere berufliche Entwicklung und lebenslanges Lernen ist. Die UVN setzen sich daher auch für 

Verzahnung von beruflicher und akademischer Bildung ein. n

Schule

ausbildung bildet die Basis für Weiterbildung 

und Qualifizierung. n

September 2009 September 2010 September 2011 September 2012 September 2013 September 2014 September 2015 September 2016

80.000

70.000

60.000

50.000

40.000

30.000

20.000

10.000

–

Ausbildungs-
markt in 
Niedersachsen

Gemeldete Bewerber

Gemeldete 

Ausbildungsstellen

Linear (gemeldete 

Ausbildungsstellen)

Quelle: Agentur für Arbeit/
eigene Darstellung
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Unternehmen stellen rückläufige Bewerberzah-

len für die Duale Berufsausbildung fest, gleich-

zeitig bleiben immer mehr Ausbildungsplätze 

unbesetzt. Zudem verfügt Niedersachsen über 

eines der größten Übergangssysteme innerhalb 

der deutschen Bundesländer. Die UVN setzen 

Berufsorientierung

n	 Ausbildungsfähigkeit für die berufliche Ausbildung sicherstellen. 
Hierzu gehören auch die schulischen Basiskenntnisse in den Berei-
chen Schreiben, Lesen sowie mathematische Grundkenntnisse1. 

n	 Berufsorientierung als Baustein in der Lehrerausbildung verankern.

n	 Zielgerichtete Berufsorientierung an allen Schulformen mit ent- 
sprechend qualifiziertem Personal.

n	 Systematische Studien- und Berufsorientierung an allen Gymnasien 
durchführen.

n	 Konzepte zur Berufsorientierung an allen Schulformen unter Ein- 
bindung der Wirtschaft einführen, umsetzen bzw. stärken.

n	 Weiterentwicklung und Ausbau der Koordinierungsstelle Berufsorientierung 

n	 Ausbau und Erhalt des Profilierungsprogramms Hauptschule sowie 
der Berufseinstiegsbegleitung.

n	 Ausbau einer Struktur von Fachberatern Berufsorientierung für Gymnasien.

n	 Förderung einer von Geschlechterrollen und -zuschreibungen unab-
hängigen Berufsorientierung für Jungen und Mädchen (bspw. durch 
die IdeenExpo).

UVN POSITIONEN

sich dafür ein, dass mehr Jugendliche durch eine 

qualifizierte, individuelle Berufsorientierung den 

direkten Weg von der Schule in die Duale Aus-

bildung finden und Unternehmen ihre Ausbil-

dungsplätze zielgerichteter besetzen können. n

Übergänge im Schulsystem und
von der Schule in den Beruf

n	 Aufklärung über die Schulstruktur bei Eltern und Schülern fördern.

n	 Chancen der Dualen Berufsausbildung und der damit verbundenen 
Entwicklungsmöglichkeiten in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 
Eltern, Lehrern und Schülern näherbringen.

n	 Wiedereinführung der Schullaufbahnempfehlung zum Ende der  
Grundschule.

n	 Ausbau eines flächendeckenden Systems von Jugendberufsagenturen
	 in Zusammenarbeit mit der Agentur für Arbeit und der Wirtschaft voran-
	 treiben; das Duale System hat Vorrang vor allen anderen Maßnahmen.

n	 Förderung schwacher Schüler durch Weiterentwicklung der Berufs- 
einstiegsschule (BEK, BVJ) gemeinsam mit der Wirtschaft.

n	 Übergangsmaßnahmen praxisnah gestalten.

n	 Schwächere Schüler fördern und Betriebe zielgerichtet bei der Aus- 
bildung Schwächerer unterstützen.

UVN POSITIONEN

1 Eine genaue Beschreibung von „Aus-
bildungsreife“ findet man im „Kriterien-
katalog zur Ausbildungsreife“ der  
Ausbildungsmarktpartner:  
https://www.arbeitsagentur.de/web/
wcm/idc/groups/public/documents/
webdatei/mdaw/ 
mdk1/~edisp/l6019022dstbai378707.
pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI378710 
(Kurzübersicht)
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Niedersachsen verfügt über eines der größten 

Übergangssysteme innerhalb der deutschen 

Bundesländer, gleichzeitig suchen viele Unter-

nehmen nach ausbildungsreifen Jugendlichen. 

Die UVN fordern einen sukzessiven Rückbau 

des Übergangssystems zugunsten der Dualen 

Berufsausbildung. Ausbildungsfähige Jugendli-

che müssen auf direktem Weg in die Duale Be-

rufsausbildung gelangen. Jugendliche, die noch 

nicht ausbildungsfähig sind, müssen zielgerich-

tet vorbereitet werden. n

Schulqualität und Schulinspektion

n	 Die Schulinspektion sollte landesweit mindestens alle fünf Jahre durch- 
geführt werden. Im Einzelfall sollten kürzere Zeiträume möglich sein.

n	 Die Ergebnisse der Schulinspektion sind vom Kultusministerium  
regelmäßig in einem „Schulentwicklungsbericht für Niedersachsen“  
zu veröffentlichen und Fortschritte sollten dokumentiert werden.

n	 Die Übergangsquoten in nicht-geförderte Berufsausbildungen sollten 
an allen Schulen erhoben werden und als Qualitätsmerkmal bei der 
Schulentwicklung berücksichtigt werden.

n	 Der Bereich „Berufsorientierung“ sollte in den Orientierungsrahmen 
Schulqualität aufgenommen werden.

UVN POSITIONEN

Die Schulqualität ist von entscheidender Bedeu-

tung für den Wirtschaftsstandort Niedersachsen. 

Schulqualität unterstützt Ausbildungsreife und 

Studierfähigkeit. Betriebe in Niedersachsen brau-

MINT-Förderung

n	 Weiterführung der MINT-Bildungsberichterstattung der Landesregie-
rung. Dieser Bericht sollte mit der Wirtschaft diskutiert werden und 
als Grundlage der zu treffenden politischen Maßnahmen der MINT- 
Förderung in Niedersachsen dienen.

n	 Weiterentwicklung des MINT-Schulunterrichts in Kooperation mit der 
Wirtschaft. 

n	 Erhalt und Förderung der Ideen-Expo.

n	 Stärkung der Initiativen der Wirtschaft wie bspw. das Lehrerforum 
Chemie oder die MINT-Kooperationsnetzwerke.

n	 Mädchen und Frauen verstärkt für MINT-Berufe gewinnen.

n	 Befähigung von Lehrkräften und Erziehern für die MINT-Bildung.

n	 Lehrergewinnung für die MINT-Fächer fördern.

n	 Ausbau der Kooperationsmodelle zwischen allgemeinbildender Schule 
und Berufsschule beim integrierten MINT-Unterricht im Bereich der 
Sekundarstufe I.

UVN POSITIONEN

Die MINT-Fächer sind von besonderer Bedeutung 

für die niedersächsische Wirtschaft. MINT-För-

derung gilt es entlang der gesamten Bildungs-

kette zu stärken und mehr Jugendliche für die 

MINT-Fächer und -Berufe zu interessieren. Hierzu 

chen Jugendliche, die ausbildungsreif sind, und 

Mitarbeiter, die auf lebenslanges Lernen vorbe-

reitet werden. n

zählt: frühkindliche Bildung, schulische Bildung 

und Berufsorientierung, Übergang Schule–Beruf, 

Hochschulbildung, Aus- und Weiterbildung so-

wie Offene Hochschule/akademische Weiterbil-

dung. n
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Die Digitalisierung wird die Industrie, die Wirt-

schaft und damit die Anforderungen im Ar-

beitsleben in den kommenden Jahren stark 

verändern. Auch Lehr- und Lernformen sowie 

Lerninhalte werden davon beeinflusst werden. 

Digitalisierung in allgemeiner  
und beruflicher Bildung

n	 Digitale Lern- und Denkformen an allen Schulformen und Hochschulen 
erproben.

n	 Modellprojekte „SCHULE 4.0“ und „BERUFSSCHULE 4.0“ entwickeln.

n	 Weiterbildungsangebote zu den Anforderungen der „Wirtschaft 4.0“ 
für Berufsschullehrkräfte in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft  
entwickeln.

n	 Ausbau entsprechender Lehrmaterialien und Ausstattung.

n	 Mit einem Medienführerschein fit für den digitalen Alltag machen.

UVN POSITIONEN

Daher setzten sich die UVN dafür ein, dass sich 

auch die niedersächsischen Schulen und Hoch-

schulen rechtzeitig mit den Herausforderungen 

der Digitalisierung auseinandersetzen. n

Wettbewerbsfähige Hochschulen sind ein aus-

schlaggebender Standortfaktor für die nieder-

sächsische Wirtschaft. Die Förderung des Interes-

ses an MINT-Ausbildungen und -Studienfächern 

zur Sicherung des Fachkräftenachwuchses ist ein 

zentrales Anliegen der Wirtschaft. Für ein Bun-

desland, dessen Innovations- und Wachstumspo-

tenzial in der Hochtechnologie liegt, vor allem 

in den Schwerpunkten Automobil- und Zuliefer- 

industrie, Stahlindustrie, Chemische Industrie, 

Luftfahrtindustrie, Maschinenbau, Windenergie, 

Gesundheitswirtschaft und Life Science, spielt 

Hochschulen

n	 Hochschulinfrastruktur stärken.

n	 Studienabbrüche reduzieren: bessere Bildungsentscheidungen fördern 
durch „Self-Assessment“ und Finanzierungsberatung; Praxisbezüge in 
Studiengängen stärken.

n	 Förderung systematischer Qualitätsentwicklung an niedersächsischen 
Hochschulen.

n	 Anrechnung von beruflichen Kompetenzen auf ein Hochschulstudium 
weiter vorantreiben.

n	 Zielgruppe Mädchen und junge Frauen für MINT-Studiengänge gezielt 
fördern.

n	 Duale Studiengänge ausbauen.

n	 Akademische Weiterbildung für Berufstätige ausbauen.

n	 Berufsbegleitende Angebote außerhalb des Vollstudiums fördern.

UVN POSITIONEN

die hochwertige Qualifikation von MINT-Fach-

kräften eine herausragende Rolle. Aufgrund der 

hohen Bedeutung der Gesundheitswirtschaft 

und der Lebenswissenschaften für Niedersach-

sen erfordert die Universitätsmedizin besondere 

Unterstützung. Maßgeblich für die nachhalti-

ge Entwicklung der Universitätsmedizin ist ein 

Mehrjahresplan zur baulich-strukturellen Weiter-

entwicklung ihrer niedersächsischen Standorte. 

Gleiches gilt für die Infrastruktur der übrigen 

Hochschulen des Landes. n



BILDUNGS- UND GESELLSCHAFTSPOLITIK20

Ausreichend Plätze in Kindertagesstätten und 

Krippen sowie Betreuungskräfte in Niedersach-

sen sind eine zentrale Voraussetzung für die Ge-

staltung zukunftsweisender familienfreundlicher 

Personalpolitik. Sie ist entscheidend für die Er-

werbstätigkeit junger Eltern. Darüber hinaus legt 

die frühkindliche Bildung die Grundlage für den 

späteren Schulerfolg.

Frühkindliche Bildung

n	 Krippen und Kindertagesstätten (Kitas) in Niedersachsen müssen  
erste Bildungseinrichtungen in der Bildungskette sein.

n	 Fachkräftemangel vorbeugen: Die Duale Ausbildung im Erzieherberuf 
sollte erprobt werden.

n	 Aufwertung des Erzieherberufs: Attraktivität und Qualität steigern.

n	 In den nächsten Jahren sollte die Betreuungsquote der unter Drei- 
jährigen durch die Verbesserung des Angebots von aktuell 28 auf 
über 35 Prozent gesteigert werden. 

n	 Insbesondere bei bildungsfernen Eltern und Familien mit Migrations-
hintergrund muss für den Besuch von Kindertagesstätten geworben 
werden.

n	 Die Qualitätsentwicklung in Kitas muss durch Eigenverantwortung  
sowie landesweites Qualitätsmonitoring verbessert werden. Ein Aus-
bau des Niedersächsischen Instituts für frühkindliche Bildung und 
Entwicklung (nifbe) ist zu begrüßen.

n	 Bürokratische Hürden bei der Einrichtung von Betriebskindergärten 
abbauen.

n	 Mehr Kitaplätze für Kinder schaffen, deren Eltern in Schichtarbeitszeit 
tätig sind. 

n	 Initiativen der Wirtschaft wie bspw. die Miniphänomenta oder das 
MiniLab unterstützen.

UVN POSITIONEN

Daher muss der Ausbau der frühkindlichen Bil-

dung in Niedersachsen ein integraler Bestandteil 

einer Gesamtstrategie zur langfristigen Fach-

kräftesicherung sein. Daneben setzten wir uns 

für die Einführung der beitragsfreien Kita ein, 

um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu 

unterstützen sowie einen schnelleren Berufsein-

stieg für Eltern zu ermöglichen. n

Niedersachsen

Deutschland

Füheres Bundesgebiet

Neue Länder einschl. Berlin

93,2 %

93,6 %

93,2 %

95,2 %

28,4 %

32,7 %

28,1 %

51,8 %

Kinder im Alter von
0 bis 2 Jahren 3 bis 5 Jahren

Betreuungsquote
Betreuungsquoten1 der Kinder unter 6 Jahren in Kindertagesbetreuung2 
am 01.03.2016 nach Ländern

Quelle: https://www.destatis.de/DE/
ZahlenFakten/GesellschaftStaat/

Soziales/Sozialleistungen/
Kindertagesbetreuung/Tabellen/
Tabellen_Betreuungsquote.html

1 Anteil der betreuten Kinder an allen Kindern derselben Altersgruppe. 
2 Kinder in Kindertageseinrichtungen zuzüglich der Kinder in öffentlich geförderter Kindertagespflege, 
die nicht zusätzlich eine Kindertageseinrichtung oder eine Ganztagsschule besuchen.
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Zur Fachkräftesicherung in Niedersachsen set-

zen sich die UVN für eine schlüssige und aus-

gewogene Gesamtstrategie aus Bildung, Ak-

tivierung von Arbeitskräften im Inland sowie 

gesteuerter Zuwanderung ein. Deutschland und 

Niedersachsen sind für Einwanderer attraktiver 

als je zuvor. Die Politik muss dafür Sorge tra-

Integration

n	 Interkulturelle Kompetenz von Erziehern und Lehrkräften aller Schul-
formen systematisch fördern.

n	 Sprachförderung und Wertevermittlung frühzeitig und verpflichtend 
in allen Bildungseinrichtungen gestalten.

n	 Das erfolgreiche niedersächsische Projekt „Elternmoderatoren“ wieder 
auflegen.

n	 Mehr junge Menschen mit Migrationshintergrund fit für die Duale 
Ausbildung machen.

UVN POSITIONEN

gen, dass alle Institutionen des Bildungssystems 

und der Arbeitsverwaltung konsequent auf die 

Herausforderungen einer Gesellschaft, die von 

Einwanderung geprägt ist, vorbereitet werden. 

Hierfür braucht es flächendeckende, systemati-

sche Strukturen. n

Neben der Einwanderung aus Gründen der Er-

werbstätigkeit wurde insbesondere im Jahr 

2015 eine außergewöhnlich hohe Anzahl von 

Asylbewerbern in Niedersachsen (insgesamt ca. 

100.000 Personen) und Deutschland registriert. 

Ein Anliegen muss es sein, die Asylpolitik mit der 

Aufnahme- und Integrationsfähigkeit der Gesell-

schaft in Einklang zu bringen. Gleichzeitig bleibt 

das zentrale Anliegen, anerkannte Flüchtlinge so 

schnell und reibungslos wie möglich in Bildung, 

Arbeit und Gesellschaft zu integrieren. Fluchtur-

sachen müssen bekämpft und eine konsistente 

und wirksame europäische Flüchtlingspolitik 

umgesetzt werden. 

Das kurzfristige Arbeitsmarktpotenzial der 

Flüchtlinge, die 2015 nach Deutschland gekom-

Flüchtlinge und Asylsuchende

n	 Integration verpflichtend nach den Prinzipien „fördern und fordern“ 
gestalten; neben Sprache und Bildung gehören hierzu auch die Werte-
bildung und die Anerkennung der freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung.

n	 Asylverfahren auf drei Monate und weniger verkürzen.

n	 Nach erfolgreichem Abschluss der Ausbildung den Aufenthalt für  
Geduldete ein weiteres Jahr zur Arbeitsplatzsuche ermöglichen.

n	 Fortführung und Weiterentwicklung des niedersächsischen Modell- 
projektes SPRINT und SPRINT dual.

n	 Begleitung von Unternehmen, die Flüchtlinge einstellen, sicherstellen.

UVN POSITIONEN

men sind, wird durch die Bundesagentur für 

Arbeit als gering eingeschätzt. Vielmehr sei mit 

langen Qualifizierungsphasen zu rechnen:

–	 bei Hochschul- oder Berufsabschluss: mindes-

tens 2 Jahre für allgemeinen und berufsbezo-

genen Spracherwerb sowie ggf. Anpassungs-

qualifizierung

–	 bei Schulabschluss: mindestens zwei Jahre 

Spracherwerb sowie berufliche Orientierung, 

plus 3 Jahre Berufsausbildung

–	 ohne Schulabschluss ggf. funktionale Analpha- 

beten: 10 bis 15 Jahre

Die Politik muss dafür Sorge tragen, dass alle 

Institutionen des Bildungssystems und der Ar-

beitsverwaltung auf die Herausforderungen Asyl-

suchender vorbereitet werden. n
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Medienpolitik

Eine moderne Medienpolitik muss sich an der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit orientieren. Durch die Digitalisierung der Medienwelt können 
die Menschen heutzutage zu jeder Zeit und von jedem Platz der Welt 
auf Informationen zugreifen. 

Die damit einhergehenden Herausforderungen brauchen 
jetzt neue rechtliche Rahmenbedingungen, für die wir uns 
auf Landes-, Bundes- und Europaebene einsetzen werden.
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Die fortschreitende Digitalisierung der Me-

dienlandschaft hat bislang in den gesetzlichen 

Grundlagen – insbesondere im Niedersächsi-

schen Mediengesetz – keine hinreiche Berück-

sichtigung gefunden. Dabei sollte die Regulie-

rung deutlich schwächer ausfallen, damit der 

Medienmarkt sich für weiteren Wettbewerb und 

Meinungsvielfalt öffnen kann.

Heutzutage können die Menschen von nahezu 

überall auf analoge und digitale (mediale) An-

gebote und Informationskanäle zugreifen. Sie 

sind nicht mehr auf ein lokales oder regionales 

Angebot vor Ort beschränkt. Die Gefahr der Kon-

zentration des Medien-Marktes auf wenige loka-

le Anbieter mit Meinungsmacht ist wesentlich 

geringer geworden. Vielmehr sind neue, häufig 

nationale Marken entstanden, im Falle von Platt-

formen wie Facebook und Google sogar interna-

tionale. Nationale oder lokale Anbieter sind nun 

vielmehr davon bedroht, von letztgenannten Me-

dienkonzernen überrollt zu werden. Dieser Zu-

stand erfordert weitsichtiges Agieren im Hinblick 

auf den Schutz lokaler und regionaler Anbieter 

und bietet gleichzeitig die Chance, den Wettbe-

werb durch Pluralismus zu stärken. 

Diesen aktuellen Verflechtungen muss nun 

Rechnung getragen werden: Durch das Ungleich-

gewicht in der Regulierungsdichte zwischen 

Hörfunk und Fernsehen einerseits und internet-

basierten Angeboten andererseits kommt es zu 

Wettbewerbsnachteilen für die Anbieter traditi-

oneller medialer Angebote. Hier ist die nieder-

sächsische Medienpolitik gestaltend gefordert. n

Niedersächsisches Mediengesetz

n	 Landesrechtliche Regelungen sollten im Sinne einer Deregulierung über-
prüft werden, um dem Medienstandort Niedersachsen frische Impulse zu 
verleihen und der Digitalisierung Rechnung zu tragen.

UVN POSITION

Nutzung	

Computer

Internet

Computer- und Internetnutzung im ersten Quartal des jeweiligen Jahres 
von Personen ab 10 Jahren

IT-Nutzung
Private Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien

Quelle: https://www.destatis.de/DE/
ZahlenFakten/GesellschaftStaat/
EinkommenKonsumLebensbedingun
gen/ITNutzung/Tabellen/Zeitvergleich
Computernutzung_IKT.html

2006	 2007	 2008	 2009	 2010	 2011	 2012	 2013	 2014	 2015	 2016

Angaben in %

73	 74	 76	 76	 78	 79	 79	 80	 82	 83	 –

65	 68	 71	 73	 75	 76	 77	 79	 80	 82	 84

– = nichts vorhanden

Ergebnisse der Erhebung über die private Nutzung von Informations- und Kommunikations-
technologien (IKT) in privaten Haushalten.
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Wirtschafts- und 
Industriepolitik

Die niedersächsische Wirtschafts- und Industriepolitik hat zahlreiche Facetten. Unsere 
kleinen und mittelständischen Unternehmen genauso wie unsere Industrieunternehmen 
sichern als Motor für Wachstum und Beschäftigung unseren wirtschaftlichen Erfolg und 
Tausende von Arbeitsplätzen. Globalisierung und Digitalisierung sind Treiber für den 
wachsenden Export, internationale Erfolge in Forschung und Entwicklung und 
unseren gesellschaftlichen Wohlstand.

Maßgebliche Themen sind neue Investitionsanreize, staatlich verursachte  
Kosten und Abgaben, der Ausbau unserer Verkehrsinfrastruktur, die Wahrung 
des ordnungspolitischen Gleichgewichtes zwischen kommunalwirtschaft- 
licher und privatwirtschaftlicher Betätigung und Wirtschaftsförderinstrumente.
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Viele Projekte aus unserem UVN-Verkehrswe-

gekonzept haben es in den vordringlichen Be-

darf geschafft. Die Schleuse in Scharnebeck 

wird beispielsweise den Schiffsverkehr für ganz 

Norddeutschland nachhaltig verbessern. Hierfür 

haben viele Interessengruppen vorbildlich gear-

beitet. Allerdings sind weitere Anstrengungen 

erforderlich, um den Investitionsstau zu behe-

ben und die sanierungsbedürftigen Straßen aus-

zubauen. Die aufgenommenen Projekte müssen 

nun zügig geplant und umgesetzt werden.

Auf der Bund-Länder-Konferenz am 14. Okto-

ber 2016 wurde die Grundsatzentscheidung zur 

Gründung einer Bundesfernstraßengesellschaft 

gefasst. Dies führt zu einer Bündelung von Kapa-

zitäten und Wissen sowie unter Umständen auch 

zu mehr Effizienz in den Verfahren. Trotzdem 

wird der Umbau nicht sofort vollzogen werden 

können. Es bedarf zunächst einer Änderung des 

Grundgesetzes. 

Hinzu kommt, dass das Land Niedersachsen 

jährlich Bauaufträge im dreistelligen Millionenbe-

reich an die Bauwirtschaft vergibt. Dafür werden 

in unterschiedlichen Ministerien und Landesbe-

hörden Kapazitäten bereitgehalten. Über 2.000 

Mitarbeiter in verschiedenen Ressorts koordinie-

ren die Bautätigkeit des Landes. Insgesamt wer-

den über ca. 130 Millionen Euro Personal- und 

Sachkosten pro Jahr bereitgestellt. 

Vor diesem Hintergrund fordern wir einen Zu-

sammenschluss und Konzentration behördlicher 

Bauaktivitäten. Die Schaffung einer Obersten 

Baubehörde und die damit verbundene Bünde-

lung und Zentralisierung der Bauaufgaben kann 

zu mehr Qualität und Effizienz in der Aufga-

benwahrnehmung führen. Eine Koordinierung 

der zentralen Bauaufgaben würde zudem mehr 

Kompetenz und eine schlagkräftigere Bauver-

waltung zur Folge haben. Dabei können Lan-

des- sowie Objektplanung, die Ausschreibung 

und Vergabe sowie schließlich die Durchführung 

der Bauüberwachung und Abrechnung aus einer 

Verkehrsinfrastruktur

n	 Effiziente Planfeststellungsverfahren gewährleisten.

n	 Strukturierte Neuregelungen der Straßenverwaltung gewährleisten.

n	 Planungskapazitäten und DILAU-Mittel beim Land erhöhen.

n	 Konzentrierung der Bauaktivitäten des Landes (Oberste Baubehörde).

n	 Vermehrte Übertragung von Planungsleistungen in Bauverträge.

n	 Prüfung alternativer Streitbeilegungsmechanismen.

n	 BIM Task-Force.

UVN POSITIONEN

Hand gewährleistet werden. Gleichzeitig würde 

eine haushaltsfreundliche Behördenstruktur ge-

schaffen, da das parallele Vorhalten von Kom-

petenzen in verschiedenen Ministerien entfällt.

Doppelstrukturen sind unbedingt zu vermeiden. 

Oberste Priorität muss die Gewährleistung von 

schlanken Strukturen und zügigen Verfahren ha-

ben.

Durch die in Folge notwendige Umstrukturie-

rung der Landesbehörde für Straßenbaudarf darf 

es auf keinen Fall zu einem Stillstand kommen. 

Wichtige Planungsverfahren dürfen sich nicht 

verlängern. Zu einer zügigeren Umsetzung ge-

hört auch, die Effizienz der Verfahren zu gewähr-

leisten. Nicht nur die vielen Bürgerinitiativen und 

die Anzahl der erhobenen Einwendungen sind 

für lange Planfeststellungsverfahren in Nieder-

sachsen ursächlich. Es fehlt insbesondere in der 

Landesstraßenverwaltung an Mitarbeitern. Zum 

einen an der Fachkraft Planungsingenieur und 

zum anderen an Mitarbeitern zur Abarbeitung 

von Einwendungen und zur Bearbeitung der 

Planfeststellungsverfahren sowie zur Betreuung 

von Ausschreibungen. Wir setzen uns daher für 

eine starke und entscheidungsfähige Bauver-

waltung ein. Des Weiteren sollte die Landesstra-

ßenbaubehörde bzw. eine Oberste Baubehörde 

geeignete Maßnahmen zur Bewältigung des In-

vestitionshochlaufs des Bundes neben einer aus-

kömmlichen Ressourcenausstattung (Personal 

und DILAU-Mittel) ergreifen. Hierzu gehört die 

gezielte Übertragung von Planungsleistungen in 

den Bauvertrag, wo dies sinnvoll erscheint. Da-

rüber hinaus kommt eine vermehrte Ausschrei-

bung von Funktionsbauverträgen im Einzelfall 

in Betracht. Zudem sollte die Nutzung der ver-

gaberechtlichen Möglichkeiten zur Zulassung 

von Nebenangeboten, bei denen Unternehmen 

eigene Planungsideen/Planungsleistungen in 

ein Projekt einfließen lassen können, ständig 

geprüft werden. Des Weitern können verstärkt 

alternative Streitbeilegungsmechanismen gem. 

§ 18 Abs. 3 VOB/B zur effizienteren Beilegung 

von Streitfällen eingesetzt werden. 
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Ferner wird zukünftig Building Information Mo-

deling (BIM) als Standard für öffentliche Infra-

strukturprojekte bis 2020 verpflichtend einge-

führt. Der standardisierte Datenaustausch aller 

Beteiligten bei Bau- und Infrastrukturprojekten 

wird zukünftig digitalisiert und führt zu einer 

umfassenden Prozessoptimierung. Um die Ziel-

setzung des Bundesministeriums für Verkehr 

und digitale Infrastruktur im Rahmen des Stu-

fenplans zu verwirklichen, sollte die gesamte 

niedersächsische Bauverwaltung gemeinsam mit 

den Bauverbänden eine Task-Force gründen, um 

den Informationsaustausch zu beschleunigen.

Ein gutes Beispiel sind aktuell die Vertiefung der 

Außenems, die Erneuerung der Friesenbrücke 

Weener oder die Dauerbaustelle A31. Obwohl 

diese Bereiche für die Region wirtschaftlich sehr 

wichtig sind, schreiten die Projekte nur extrem 

langsam voran. Für die Erneuerung der Friesen-

brücke wird eine voraussichtliche Planungs- und 

Bauzeit von Minimum 5 bis 10 Jahren avisiert. 

Das Thema „Vertiefung der Außenems“ befindet 

sich nunmehr bereits seit 15 Jahren in der Dis-

kussion und für die Autobahnertüchtigung der 

A31, um einen Standstreifen auf ca. 12 km, sind 

allein vier Jahre Bauzeit veranschlagt. Solche Pla-

nungs-, Diskussions- und Realisierungszeiten 

sind beispielhaft für den Fortschritt unserer In-

frastruktur und müssen dringend beschleunigt 

werden, um unseren Wirtschafts- und Industrie- 

standort nicht zu gefährden n

Wettbewerb

In der laufenden Wahlperiode ist das Niedersäch-

sische Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 

zugunsten einer verstärkten wirtschaftlichen Be-

tätigung der Kommunen geändert worden. Das 

Prinzip der Subsidiarität, also der Beschränkung 

der Kommunen auf einen Bereich, der nicht ge-

nauso gut von einem Privaten bewirtschaftet 

werden kann, ist abgeschafft worden. 

Schwerer noch wiegt, dass der Schutz privater 

Dritter mit der Reform aus dem Gesetz gestri-

chen wurde. Das hat zur Folge, dass man sich 

gegen eine wirtschaftliche Tätigkeit einer Ge-

meinde nicht mehr gerichtlich wehren kann. 

Wir beobachten zunehmend die Verdrängung 

der Privatunternehmen durch die Kommunalwirt-

Rekommunalisierung und 
Verstaatlichung

n	 Subsidiarität der wirtschaftlichen Betätigung von Kommunen gegen-
über Privaten wiederherstellen.

n	 Wirtschaftsfreundliche Vorschrift im NKomVG einführen.

n	 Rechtsschutz der Unternehmer gewährleisten.

n	 Keine Beeinträchtigung von Markt und Wettbewerb sowie mehr Trans-
parenz bei gemeinnützigen Förderungen.

UVN POSITIONEN

schaft. Mit dem neuen Kommunalverfassungs-

gesetz kann nun weder ein Verwaltungsgericht 

eingreifen noch ist eine Überprüfung über das 

Bundeskartellamt möglich. Damit entsteht für 

private Unternehmen in Niedersachsen gerade 

im Vergleich mit anderen Bundesländern ein 

ganz erheblicher Wettbewerbsnachteil.

Die Kommunen sollten sich auf ihre Kernaufga-

ben konzentrieren und sich nicht extensiv auf 

dem Markt engagieren. Eine wichtige Aufgabe 

wäre es, Verwaltungsstrukturen zu optimieren 

und für den digitalen Wandel vorzubereiten. n
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Es gilt auch im ÖPNV das Grundrecht auf Berufs-

freiheit (Artikel 12 GG) zu schützen. Auch hier 

darf es nicht zu einem Monopol der Öffentli-

chen Hand kommen. Leider beobachtet die nie-

dersächsische Wirtschaft mit großer Sorge eine 

Entwicklung hin zur Verstaatlichung in diesem 

Bereich. Das bestehende Personenbeförderungs-

recht regelt den Zugang zum ÖPNV über den Ge-

nehmigungswettbewerb. Den „Zuschlag“ erhält 

das Unternehmen mit dem besten Angebot für 

die Fahrgäste. Die Vielfalt der ÖPNV-Betreiber 

muss erhalten werden. Das allein garantiert das 

optimale Angebot für die Fahrgäste zu günstigs-

ten Konditionen.

Ein Grundsatz der sozialen Marktwirtschaft ist 

die Preisbildung im Wettbewerb. Wenn aus so-

zialen Gründen im ÖPNV Preisvorgaben für die 

Fahrpreise erfolgen, entspricht es sowohl dem 

deutschen als auch dem europäischen Recht, 

dass die Einnahmenachteile der Unternehmen 

auszugleichen sind. Dabei darf es keine Rolle 

spielen, ob Schülern ein Rabatt eingeräumt wird 

oder ob aus politischen Gründen die Fahrpreise 

nicht kostendeckend festgelegt werden. Der Be-

treiber der Verkehre kann für diese politischen 

Entscheidungen nicht die wirtschaftliche Verant-

wortung übernehmen. Es darf nicht sein, dass 

staatliche/kommunale Stellen sowohl die Fahr-

preise vorgeben als auch den Umfang der Fahr-

leistungen und somit die Kosten, ohne einen 

Ausgleich leisten. Das Recht zur Fahrpreisgestal-

tung hat nach dem Personenbeförderungsgesetz 

(PBefG) der Unternehmer. Die Umgehung der 

Eigenwirtschaftlichkeit über die Fahrpreisvorga-

ben ist nicht zulässig und führt zur Verstaatli-

chung.

Der Fahrgast darf nicht benachteiligt werden, 

nur weil er von einem Verkehrsunternehmen 

befördert wird, dass ohne Verlustzuweisungen 

auskommt. Die Diskriminierung der Verkehrsun-

ternehmen, die nicht von der öffentlichen Hand 

subventioniert werden, muss beendet werden. 

Öffentlicher Personennahverkehr 
(ÖPNV)

n	 Keine Verstaatlichung des ÖPNV.

n	 Kostenausgleichsanspruch bei behördlichen Fahrpreisvorgaben.

n	 Busförderung diskriminierungsfrei für alle Fahrgäste.

n	 Keine Maut für Omnibusse.

n	 Keine gewerbesteuerliche Hinzurechnung von Hotelleistungen.

UVN POSITIONEN

Wenn die Busförderung nicht – wie heute in Nie-

dersachsen angelegt – eine verdeckte Subventio-

nierung der kommunalen Verkehrsunternehmen 

sein, sondern wirklich dem im Gesetz beschrie-

benen Zweck dienen soll, ist eine diskriminie-

rungsfreie Busförderung notwendig. Laut Gesetz 

soll die Busförderung einem besseren ÖPNV die-

nen, durch Linienbusse, die dem Fahrgast einen 

besseren Komfort bieten, die leichter animieren 

auf den ÖPNV umzusteigen. Das gesetzliche Ziel 

ist allerdings nicht die Subventionierung der Ver-

kehrsunternehmen. Daher sollte die Förderung 

entsprechend umgestellt und sowohl allen Fahr-

gästen als auch allen Regionen zu Gute kommen, 

unabhängig davon, ob das Unternehmen, das 

die Busse einsetzt, Verluste macht oder nicht. 

Der Omnibus ist das umweltfreundlichste Ver-

kehrsmittel und trägt mit geringem Kraftstoff-

verbrauch entscheidend zu einer nachhaltigen 

Mobilität bei. Dennoch hat man den Reisebus ge-

genüber den Verkehrsträgern schlechter gestellt 

und von mineralöl- und stromsteuerlichen Be-

günstigungen ausgeschlossen. Der private Mit-

telstand mit seinen 4.500 Omnibusunternehmen 

würde durch eine Maut massiv geschädigt. Im 

Gegensatz zur hochsubventionierten Bahn ha-

ben die mittelständischen Omnibusunternehmer 

keine Möglichkeiten, die Mehrbelastungen mit-

tels Quersubvention auszugleichen. Eine Maut 

würde direkt zu höheren Fahrpreisen führen und 

den Busverkehr beispielsweise gegenüber dem 

Billigflieger unattraktiv machen. 

Das Bundesministerium der Finanzen vertritt 

derzeit die Auffassung, dass bei Vorleistungsein-

käufen von Hotelleistungen diese gewerbesteu-

erlich dem Betriebsgewinn eines Reiseveranstal-

ters hinzuzurechnen seien. Hierdurch könnte es 

zu dramatischen Steuermehrbelastungen bei den 

Reiseveranstaltern kommen. Diese Auffassung 

muss schnellstens korrigiert werden. Durch eine 

Hinzurechnung würden inländische Reiseveran-

stalter einen gravierenden Wettbewerbsnachteil 
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gegenüber ausländischen Anbietern erleiden, 

da dort eine solche Hinzurechnung nicht statt-

findet. Die internationalen Mitbewerber sind den 

Belastungen durch die gewerbesteuerliche Be-

rücksichtigung von Vorleistungseinkäufen nicht 

ausgesetzt. Preisbewusste Reisekunden greifen 

folglich auf die ausländischen Reiseunterneh-

men zurück. In Zeiten des Internet und von Preis-

suchmaschinen würde die Konkurrenzfähigkeit 

inländischer Reiseunternehmen hierdurch deut-

lich geschwächt. n

Nach derzeitiger Rechtslage dürfen pro Gemein-

de oder Stadt nur höchstens vier Sonntage zur 

Öffnung genutzt werden. Diese Regelung ist 

nicht zielführend, da damit auch die Öffnung 

für Stadtteile geregelt wird, die nicht in Zusam-

menhang zueinander stehen. Dies ist insbeson-

dere bei größeren Städten und Gemeinden für 

kleinere Stadtteile nachteilig. Die Regelungen 

verhindern insbesondere die politisch gewollte 

Belebung des Innenstadtbereichs einer Gemein-

de im ländlichen Raum. Dabei ist es in Zeiten des 

demografischen Wandels besonders für kleinere 

Städte und Kommunen wichtig, den Einzelhan-

del zu halten und nicht an den Onlinehandel zu 

verlieren.

Um dem Anliegen des Einzelhandels gerecht zu 

werden, bedarf es der Wiedereinsetzung der Auf-

teilung von Ausnahmegenehmigungen für Stadt-

bezirke (bspw. in Großstädten) und Kommunen 

(bspw. in Salzgitter mit weit auseinanderliegen-

den Stadtbereichen). Je Kommune wären damit 

Sonntagsöffnung für den Einzelhandel

n	 Wiederermöglichung der Aufteilung von Ausnahmegenehmigungen 
für Stadtbezirke und Kommunen.

n	 Öffnungsmöglichkeit aus Anlass besonderer Ereignisse.

UVN POSITIONEN

zwar mehr als vier Sonntage genehmigungsfähig 

– für den einzelnen Bezirk hingegen maximal 4 

Sonntage.

Neben den vier verkaufsoffenen Sonntagen auf 

Antrag, der überwiegenden Anzahl der Verkaufs-

stellen eines Ortsbereichs oder einer den örtli-

chen Einzelhandel vertretenden Personenvereini-

gung sollte es wie in Berlin ermöglicht werden, 

dass Verkaufsstellen aus Anlass besonderer Er-

eignisse, insbesondere von Firmenjubiläen und 

Straßenfesten, jährlich an zwei weiteren Sonn- 

und Feiertagen öffnen können.

Des Weiteren bedarf es dringend einer Flexibili-

sierung der Sonntagsarbeitszeit für die nieder-

sächsischen Bäckereien und Gartenbaubetriebe. 

Eine Angleichung des § 4 NLöffVZG an die Nach-

barbundesländer ist erforderlich, um Wettbe-

werbsnachteile gegenüber Nachbarbundeslän-

dern zu korrigieren. n



WIRTSCHAFTS- UND INDUSTRIEPOLITIK 29

§ 31 Abs. 1 Satz 1 GGO-Nds regelt die Anhö-

rungsrechte für Vorhaben der Landesregierung. 

Danach sind, soweit deren Belange berührt sind, 

die Spitzenorganisationen der Gewerkschaften 

und Berufsverbände nach § 104 NBG sowie die 

kommunalen Spitzenverbände zu beteiligen. 

Diese Regelung schafft ein starkes Ungleichge-

wicht, da von einer Beteiligung der Spitzenor-

ganisationen der Arbeitgeber bzw. Wirtschaft 

dort keine Rede ist. Diese Einseitigkeit ist im 

Vergleich der Bundesländer ungewöhnlich. Vor 

Anhörung zu Landesgesetzen – 
Benachteiligung der Wirtschaft

n	 Ergänzung des § 31 Abs.1 Nds. Gemeinsame Geschäftsordnung der 
Landesregierung und Ministerien in Niedersachsen (GGO-Nds) um die 
Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und Wirtschaft.

UVN POSITION

allem aber gibt es dafür keine sachliche Recht-

fertigung. Es fehlt eine zwingende Beteiligung 

der Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbände, so-

weit deren Belange berührt sind, um wieder eine 

Parität sicherzustellen. Im Zuge der Erarbeitung 

von Gesetzesentwürfen ist eine ausgewogene 

Beteiligung des Spitzenverbandes sowie aller we-

sentlich Betroffenen nicht nur sinnvoll, sondern 

sie ist gerade Sinn und Zweck des Beteiligungs-

verfahrens. n

Die Niedersächsische Investitions- und Förder-

bank (NBank) hat sich zum zentralen Förderin-

stitut für die Wirtschaft weiterentwickelt und 

genießt einen sehr guten Ruf. Insbesondere die 

Förderberatung und kompetente Förderbearbei-

tung findet großen Anklang bei den Unterneh-

men. Die NBank sollte daher ausgebaut und 

weitergehend genutzt werden. Um den Förder-

spielraum zu vergrößern und eine bedarfsge-

rechte Förderung mit Darlehen und Beteiligun-

gen zu gewährleisten, ist eine Erhöhung des 

Eigenkapitals zielführend. Dort, wo kleine und 

mittelständische Unternehmen oder Start-ups 

insbesondere aufgrund eines erhöhten Risikos 

nicht ausreichend Finanzierungsmöglichkeiten 

bspw. für Innovationen vom Markt erhalten, 

kann die NBank mit zusätzlichem Eigenkapital 

ergänzende Finanzierungsinstrumente anbie-

ten. Die NBank könnte damit zusätzlich Darle-

hen und Beteiligungskapital anbieten, damit die 

Wettbewerbsfähigkeit der niedersächsischen Un-

ternehmen stärken und zusätzliches Wirtschafts-

wachstum generieren. 

Die internationale Außenwirtschaft muss Nie-

dersachsen ganz besonders am Herzen liegen. 

Dazu brauchen wir auch Unterstützung durch 

die Deutsche Management Akademie Nieder-

sachsen GmbH, die Qualifizierungsangebote 

bereithält und insbesondere den kleinen und 

mittleren niedersächsischen Unternehmen bei 

der Erschließung neuer Märkte im Ausland das 

nötige Know-how vermittelt. Der Niedersäch-

sische Außenwirtschaftspreis bestätigt nieder-

sächsische Unternehmen bei ihrem Engagement 

auf dem internationalen Parkett und braucht wei-

terhin starke Partner. 

Die Schaffung der Ämter für regionale Entwick-

lung hat keine spürbare Verbesserung gebracht. 

Dafür bemerkt die Wirtschaft politisch motivierte 

Förderentscheidungen. Teilweise fehlt es bereits 

Wirtschaftsförderung

n	 Arbeit der Ämter für Regionale Landesentwicklung evaluieren, um diese 
zu optimieren, effizienter zu gestalten und den Kompetenzbereich zu 
überprüfen. 

n	 Streichung von unbestimmten politisch motivierten Fördertatbestands-
voraussetzungen.

n	 Konzentration aller Förderaktivitäten bei der NBank sowie weitergehen-
de Ausstattung mit Eigenkapital.

n	 Stärkere Förderung einer flächendeckenden Digitalisierung.

UVN POSITIONEN
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an einer vernünftigen Stakeholderanalyse durch 

die Beauftragten mit der Folge, dass einige der 

relevantesten Arbeitgeberverbände zunächst 

nicht beteiligt oder eingebunden wurden. Die 

Vergabe der Zuschüsse muss wieder direkt und 

ohne Umwege durch die NBank erfolgen. Die 

Ämter für regionale Entwicklung generieren nur 

Kosten und sollten abgeschafft werden.

Ferner hat die Handhabung der Scoring-Model-

le dazu geführt, dass politische Programmsätze 

Einzug gefunden haben. Das Kriterium der guten 

Arbeit ist bis heute ein ungeklärter und undefi-

nierter Begriff. Auch ist die Vollzugstauglichkeit 

bisher nicht nachgewiesen. Dabei bedarf es ge-

nau an diesen Stellen Rechts- und Verfahrenssi-

cherheit.

Digitalisierung darf nicht nur ein Thema der gro-

ßen Unternehmen mit günstiger Lage sein. Das 

Thema muss flächendeckend kommuniziert, 

gefördert und insbesondere im ländlichen Raum 

stärker platziert werden. Beratungsangebote 

sollten flächendeckend bedarfsgerecht ausge-

staltet sein und die Vermittlung von Innovations-

kooperationen ermöglichen. 

Es ist von besonderer Bedeutung, dass Nieder-

sachsen keine Alleingänge zu Lasten der hier 

angesiedelten Unternehmen unternimmt. In die-

sem Bereich hat sich in der aktuellen Legislatur-

periode Niedersachsen mit einigen Alleingängen 

hervorgetan, die zukünftig vermieden werden 

müssen, da diese nicht nur den europäischen 

und internationalen Wettbewerb gefährden, son-

dern auch im nationalen Wettbewerb benachtei-

ligen. Das gilt grundsätzlich für alle Politikberei-

che.

Die Agrar- und Ernährungswirtschaft in Nieder-

sachsen bildet den zweitgrößten Wirtschafts-

zweig nach der Automobilindustrie. Es muss 

Niedersachsen somit daran gelegen sein, Be-

wusstsein und Wissen in den Bereichen Land-

wirtschaft und Ernährung in der Bevölkerung 

deutlich zu stärken. Vergleichbar der „MINT-För-

derung“ bitten wir auch um eine Förderung ver-

besserter – sachlich und fachlich orientierter 

– Verbraucherbildung und vor allem einer ver-

besserten Ernährungsbildung.

Auch die Gesundheitsbranche wird nach und 

nach zu einem immer größeren Wirtschaftsfak-

tor. In diesem Bereich gilt es durch den gezielte 

Ausbau von Investitionsanreizen für Arbeitgeber 

die sozialpflegerische und medizinische Versor-

gung auf einem hochwertigen und kostensensib-

len Niveau sicherzustellen. n
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Junge Unternehmen, die mit innovativen Ge-

schäftsmodellen und Ideen in den Markt eintre-

ten, leisten einen entscheidenden Beitrag dazu, 

unsere wirtschaftliche Stärke zu erhalten und 

auszubauen. Sie geben insbesondere im Zuge 

der fortschreitenden Digitalisierung etablierten 

Unternehmen Einblicke in den immer schnelle-

ren strukturellen Wandel und sind ein Innovati-

onstreiber. 

Das Start-up-Geschehen ist mehr als nur ein Hype: 

Die erfolgreiche Entwicklung insbesondere von 

Technologie-Start-ups ist eine volkswirtschaftli-

che Notwendigkeit. Sie verbinden in besonderer 

Weise IT und digitale Lösungen mit etablierten 

Branchen wie dem Maschinen- und Anlagen-

bau, der Fahrzeugindustrie und weiteren klas-

sischen Wirtschaftszweigen bis hin zur Mikro- 

elektronik und zahlreichen Dienstleistungen. 

Es braucht neben Gründungsinteressierten 

mit Risikobereitschaft auch Infrastruktur, Res-

sourcen und konkrete politische Aufträge. Er-

folgreiche Start-ups sind die mittelständischen 

Unternehmen von morgen. In ihnen steckt das 

Potenzial, sich und ihre Produkte und Dienst-

leistungen schneller als etablierte Unternehmen 

zu entwickeln und neue, hochqualifizierte Ar-

beitsplätze zu schaffen. Sie sind ein wichtiger 

Baustein für eine nachhaltige, erfolgreiche Ent-

wicklung des Standortes, insbesondere in einem 

Flächenland wie Niedersachsen. Deshalb muss 

das Zukunftsthema Start-up von der Politik noch 

stärker in den Blick genommen werden. Bei der 

Aktivierung des Potenzials in Niedersachsen dür-

fen wir nicht noch mehr Zeit verlieren. n

Start-up- und Gründerförderung

n	 Mobilisierung von neuen, nicht-finanziellen Ressourcen für eine nach-
haltige Interaktion von Gründern mit Partnern und künftigen Kunden in 
innovativen und zukunftsfähigen Projekten und Themen. 

n	 Etablierung von Inkubator- und Accelerator-Modellen, die die Unter- 
nehmensentwicklung von Technologie-Start-ups gezielt und kompetent 
unterstützen. 

n	 Finanzielle Förderung von gemeinsamen Initiativen und Projekten der 
niedersächsischen Akteure (bspw. durch eine Digitalagentur) zur Ent-
wicklung eines Start-up-Ecosystems in Niedersachsen.

n	 Ausrichtung von Förderinstrumenten auf gemeinsame Projekte etab-
lierter KMU mit Start-ups, um deren Markteintritt zu erleichtern und die 
Eintrittshürde für KMU bei Aufträgen an Start-ups zu senken.

n	 Bereitstellung von Mitteln für ein „Gründer-BAföG“, um Gründern Zeit für 
Konzeption, Prototyping oder sogar Entwicklung marktfähiger Produkte 
zu geben.

n	 Berücksichtigung des gesamten Lebenszyklus eines Unternehmens. 

n	 Aufbau einer Validierungs-, PreSeed- und Seedfinanzierung sowie Bereit-
stellung von Wagniskapital für Finanzierungsrunden in der Früh- und 
Wachstumsphase.

UVN POSITIONEN
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Digitale Infrastruktur

Damit die digitale Transformation morgen gelingt, muss heute die Grundlage 
in der Infrastruktur gelegt werden. 

Um die Digitalisierung weiter in die industrielle Produktion  
zu tragen und die internationale Wettbewerbsfähigkeit  
unserer höchst innovativen niedersächsischen Unternehmen zu  
erhalten, muss die Politik die richtigen Rahmenbedingungen setzen.
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Im Zuge der Digitalisierung ist der breitbandige 

Internetanschluss unabdingbar. Für das Errei-

chen einer schnellen Datenübertragung stehen 

verschiedene digitale Infrastrukturen zur Verfü-

gung: das Telekommunikationsnetz, das Kabel-

fernsehnetz, die Satellitenübertragung sowie das 

Mobilfunknetz.

Das Telekommunikationsnetz basiert auf dem al-

ten Telefonnetz der Bundespost. Die historische 

Netztopologie hat zur Folge, dass diese meist 

kupferbasierten Netze ein sogenanntes Shared 

Medium sind, d. h. Datenübertragungsraten wer-

den von mehreren Nutzern geteilt. Die aktuelle He-

rausforderung ist, diese Netze nach und nach mit 

Glasfasertechnologie zu erneuern. Dabei werden 

auf der verbleibenden „letzten Meile“ auch Daten-

übertragungsraten steigernde Technologien wie 

Vectoring eingesetzt.

Gigabit-Netze für die 
Gigabit-Gesellschaft schaffen

n	 Bis 2025 Gigabit-Infrastruktur in Niedersachsen flächendeckend ver-
fügbar machen. 

n	 Anreize schaffen und fairen Investitions- und Infrastrukturwettbewerb 
sichern.

n	 Gezielte und technologieneutrale Förderung von Regionen, in denen 
kein eigenwirtschaftlicher Ausbau möglich ist.

n	 Staatliche Zuschüsse für Unternehmen etablieren, die außerhalb von 
Fördergebieten an Glasfasernetze angeschlossen werden müssen.

n	 Langwierige Genehmigungsprozesse beschleunigen und Baukosten 
für Infrastrukturen reduzieren.

UVN POSITIONEN

Um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen In-

dustrie zu sichern, müssen gigabitfähige Infra-

strukturen flächendeckend verfügbar sein. Viele 

Anwendungen für Industrie 4.0, Smart Health oder 

Smart Mobility sind auf Qualitätsmerkmale wie 

hohe Uploadraten, Datenraten im Gigabit-Bereich, 

niedrigste Latenzzeiten auch bei starkem Datenver-

kehr, minimales Jittering und Zuverlässigkeit ange-

wiesen. Im Mobilfunk werden Netze der 5. Gene-

ration (5G), im Festnetz Glasfaseranschlüsse sowie 

entsprechend leistungsfähige Anschlüsse Elemente 

dieses „Gigabit-Technologiemixes“ sein.

Während die Breitbandversorgung von großen Un-

ternehmen in Städten relativ gut ist, hinkt die Breit-

bandversorgung im ländlichen Raum deutlich hin-

terher. Dabei befinden sich rund 70 Prozent aller 

Industriearbeitsplätze im ländlichen Raum. n

Quelle: Breitband Kompetenz 
Zentrum Niedersachsen, 
Dezember 2016

Verfügbarkeit von Download-Geschwindigkeiten 
an niedersächsischen Anschlüssen
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Mit Zunahme der mobilen Nutzung von Endge-

räten wird Mobilfunk zu einem immer wichtige-

ren Baustein in der Kommunikationsinfrastruk-

tur. Mobilfunk ist ein geteiltes Medium, bei dem 

sich die Datenübertragungsrate mit steigender 

Anzahl der Nutzer reduziert, sofern die Funkzel-

le nicht ausreichend ausgebaut und angeschlos-

sen ist. 

Wichtig ist, dass drahtlose Netze auf hoch-

wertigen Breitbandinfrastrukturen basieren. 

Glasfaserkabel sind die Zulieferinfrastruktur 

mit der höchstmöglichen Bandbreite auch für 

Mobilfunkanwendungen. Auch für die Einfüh-

rung von 5G werden die dafür notwendigen 

Mobilfunkstandorte mit einer Glasfaseranbin-

Erfolgreiche Einführung von 
5G sicherstellen

n	 Frequenzen in Europa harmonisieren und koordinieren.

n	 Investitionen stärken, geeignete Frequenzen zeitgerecht zuteilen,  
ineffiziente oder diskriminierende Auktionsdesigns verhindern und 
einen gemeinsamen Markt mit Innovationspotenzial schaffen.

n	 Regelungen zur Netzneutralität müssen eine Differenzierung von  
Qualitäten zulassen. Diskriminierung einzelner Dienste oder Inhalte 
ist abzulehnen.

n	 Handlungsspielräume und Anreize für Investitionen in 5G-geeignete 
Glasfasernetze schaffen.

n	 Fördermittel für 5G-Forschung und -Entwicklung zur Verfügung stellen.

UVN POSITIONEN

dung ausgestattet sein müssen, um die Anfor-

derungen zu erfüllen. 5G ist keine evolutionäre 

Weiterentwicklung von 4G, wie es dies noch in 

Bezug auf 3G war, sondern eine völlig neue Ent-

wicklung der Übertragungsstandards. 

Steuerungsprozesse in Echtzeit sind die Grund-

voraussetzung für Industrie 4.0. Hierfür muss 

eine hohe Datenqualität und kleinste Latenz 

garantiert sein. Gleichzeitig muss für Steue-

rungsprozesse in Echtzeit eine hohe Daten-

qualität garantiert sein. 5G ermöglicht beides: 

hohe Übertragungsraten von bis zu 10  Gbit/s 

pro Zelle und extrem niedrige Latenzzeiten von  

1 ms bis 10 ms. Die zeitnahe Einführung von 

5G ist daher zentral – nicht nur für die Indust-

rie, sondern für die ganze Gesellschaft. 5G kann 

darüber hinaus durch die flexible Integration 

verschiedener Netzinfrastrukturen eine wichti-

ge Enablingfunktion für nahtlose Konnektivität, 

insbesondere im ländlichen Raum, und für die 

flexible Bereitstellung erforderlicher Qualitätspa-

rameter übernehmen, quasi als „Netz der Netze“.

Für die Einführung von 5G müssen ausreichend 

geeignete Frequenzen verfügbar gemacht wer-

den. Hierfür brauchen wir eine vorausschauende 

und europaweit koordinierte Frequenzstrategie, 

die sich in den globalen Harmonisierungspro-

zess einbettet. Denn bedingt durch die Frag-

mentierung der Spektrumvergabe in den Mit-

gliedsstaaten können Skaleneffekte bisher 

oft nicht realisiert werden und es kommt zu 

Nutzungseinschränkungen durch schwierige 

Grenzkoordinierung. Gleichzeitig muss es mög-

lich sein, das Potenzial künftiger Anwendungen 

mit 5G auszuschöpfen. Dazu gehören ausgewo-

gene Regelungen zur Netzneutralität, die die Be-

reitstellung ausdifferenzierter Dienstqualitäten 

ermöglichen. n

5G

Latenz
bis zu < 1 ms

Durchsatz
bis zu 10 Gbps (pro Verbindung)

Zuverlässigkeit
bis zu 99,999 %

Geräte-Dichte
bis zu 1 Mio./km2
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Immer mehr Nutzer ersetzen traditionelle Tele-

kommunikationsdienste wie Telefonie oder SMS 

durch Kommunikationsdienste wie WhatsApp 

oder Skype. Insgesamt eine positive Entwick-

lung, denn Wettbewerb belebt das Geschäft. Al-

lerdings müssen für vergleichbare Dienste auch 

die gleichen Regeln gelten. Wir brauchen ein Le-

vel Playing Field. Dies ist derzeit nicht gegeben: 

Internetbasierte und traditionelle Dienste sind 

von unterschiedlichen rechtlichen Rahmenbe-

dingungen und deren Anwendung erfasst, z. B. 

beim Thema Kunden- und Datenschutz.

Die Dienste von Anbietern mit eigenem Netz 

sind derzeit strengen sektorspezifischen Regeln 

unterstellt, die so für die Anbieter von internet-

Level Playing Field für Infrastruktur-
betreiber und Kommunikations-
dienste schaffen

n	 Level Playing Field für Investitionsanreize schaffen, um diskriminie-
rungsfreien Wettbewerb zu ermöglichen. 

n	 Rahmenbedingungen für traditionelle Telekommunikationsdienste 
und internetbasierte Kommunikationsdienste angleichen.

n	 Nutzung der elektronischen Abstimmungsmöglichkeiten in allen  
Teilen des Unternehmens zur Entscheidungsfindung.

UVN POSITIONEN

basierten Kommunikationsdiensten nicht gel-

ten. Wettbewerbsverzerrungen sind die Folge. 

Diese sind weder im Interesse der Gesellschaft 

noch der Wirtschaft. Wir dürfen nicht die Un-

ternehmen benachteiligen, die hohe Summen 

in den Netzausbau investieren. Es ist Zeit, den 

Regulierungsrahmen an das digitale Zeitalter 

entsprechend anzupassen. 

Gerade der diskriminierungsfreie Zugang zu 

Angeboten im Internet ist zwingende Vorausset-

zung für einen gesunden Wettbewerb. Nur wenn 

weiterhin datenbasierte Dienste genutzt und an-

geboten werden können, besteht ein Anreiz für 

Investitionen. n

2006

64 Min.

Veränderung der Telefonieminuten
über OTT-Dienste wie WhatsApp, Skype, FaceTime, vtok etc.

Quelle: 17. TK-Marktanalyse Deutsch-
land 2015, Verband der Anbieter von 
Telekommunikations- und Mehrwert-
diensten e.V. (vatm)

2015

231 Min.

OTT-Dienste: Over-the-top-Anbieter nutzen bestehende Infrastrukturen für ihr Geschäftsmodell, 

ohne dafür dem Infrastrukturbetreiber eine Gebühr zahlen zu müssen.
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Energie- und Klimapolitik

Norddeutschland kommt geografisch und geologisch eine ganz besondere Rolle zu. 
Unsere Unternehmen gehören im Bereich der Energie- und Klimapolitik bundes- und weltweit 
zu den führenden Akteuren. Unsere Grundstoff- und energieintensive Industrie treibt die 
Forschung und Entwicklung. Mit dem Bau der Nord-Süd-Trasse, wichtigen fossilen Energie-
trägern und einem überdurchschnittlichen Gewinn aus regenerativen Energietechnologien, 
wie Geothermie, Solar-, Bio- und Windenergie, hängt der Erfolg der Energiewende nicht zuletzt 
von Niedersachsen ab. 

Das im Rahmen des „Runden Tisches Energiewende Niedersachsen“ erarbeitete und ge-
sellschaftlich breit getragene „Leitbild einer nachhaltigen Energie- und Klimapolitik für 
Niedersachsen“ sollte auch für zukünftige Landesregierungen im Lichte der internatio-
nalen Entwicklungen grundsätzlich handlungsleitend bleiben. Denn darin sind wichtige 
grundsätzliche Aspekte auch für den Fortbestand der Industrie hierzulande enthalten.
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Energiepolitik

Der Umbau des Energiesystems in Deutschland 

ist nach wir vor eines der wichtigsten und kos-

tenintensivsten Projekte. Niedersachsen kommt 

in diesem Zuge eine ganz besondere Bedeutung 

zu, denn nur wenn Niedersachsen zukünftig 

Leitungen zur Optimierung und Sicherung des 

Stromnetzes bereitstellt, kann die Energiewende 

auch in Süddeutschland gelingen. Damit entfällt 

auf Niedersachsen als Transitland erheblicher 

Ausbaubedarf. Für eine sichere Energieversor-

gung sind leistungsfähige und intelligente Über-

tragungs- und Verteilungsnetze erforderlich, die 

Erzeuger, Energiespeicher und Verbraucher mit 

modernen Kommunikationstechnologien ver-

knüpfen. 

Mit der Reform des EEG im Jahr 2014 wurde die 

Basis zur notwendigen Synchronisation des Aus-

baus der erneuerbaren Energien und der Strom-

netze gelegt. U. a. aufgrund gesellschaftlicher 

Netzausbau in Deutschland 
und in Niedersachsen

n	 Ausbau intelligenter Netze und Speichertechnologien für Niedersach-
sen zum Vorrang erklären. Dies ist insbesondere auch für den Ausbau 
der Ladeinfrastruktur für E-Mobilität relevant.

n	 Gewährleistung von Systemsicherheit und damit Versorgungssicher-
heit bei Erdverkabelung, um höhere Investitionskosten gegenüber 
Freileitungen zu rechtfertigen.

UVN POSITIONEN

Konflikte und Akzeptanzprobleme hinkt der Netz- 

ausbau den Anforderungen der Energiewende 

aber deutlich hinterher. Laut BMWi waren Anfang 

März 2016 7.492 Leitungskilometer Netzaus-

bauvorhaben bei den Übertragungsnetzen ge-

plant. Davon sind bislang 673 km fertiggestellt 

worden. Der Schlüssel, um die deutschen Ener-

gie- und Klimaziele zu erreichen und insbeson-

dere den Offshorebereich voranzutreiben, liegt 

im Ausbau der Stromübertragungsnetze auf der 

Höchstspannungsebene. 

Seit Januar 2016 ist das Energieleitungsrecht (En-

LAG) in Kraft. Danach hat im Gleichstrombereich 

die Verlegung von Erdkabeln einen gesetzlichen 

Vorrang vor der Verlegung von Freileitungen. Im 

Drehstrombereich erhöhen die Erdkabel die sys-

temischen und finanziellen Herausforderungen 

für das Übertragungsnetz. n

Auch in Zukunft muss es darum gehen, eine 

hohe Versorgungssicherheit bei gleichzeitiger 

Kosteneffizienz zu gewährleisten, wenn Nieder-

sachsen seinen Wirtschaftsstandort attraktiv und 

wettbewerbsfähig erhalten will.

Wettbewerbsfähige Energiepreise für 
Investitions- und Planungssicherheit 

n	 Integration erneuerbarer Energien in den Markt bei gleichzeitigem 
Abbau von Subventionen für deren Erzeugung.

n	 So wenig staatliche Regulierung wie möglich – Stärkung des Marktes 
bei allen anstehenden Fragen.

n	 Zuverlässigkeit der Landesregierung in puncto Versorgungs- und In-
vestitionssicherheit für niedersächsische Unternehmen.

UVN POSITIONEN

Die Energieerzeugung aus erneuerbaren Ener-

gien ist keine neue Technologie mehr, sodass 

das EEG 2016 die Erneuerbaren als etabliert 

behandelt und somit eine Basis schafft, um die 

Kosten zu stabilisieren und die Akzeptanz in die 
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Energiewende zu stärken. So wird die Höhe der 

EEG-Förderhöhe für Windenergie an Land, für 

Windenergie auf See, für Photovoltaik und ggf. 

später für Biomasse nicht mehr staatlich festge-

legt, sondern durch Ausschreibung wettbewerb-

lich am Markt bestimmt. Politik entscheidet zu-

künftig nur noch über die Zubaumenge. Dabei 

darf jedoch die Planung der Energiezukunft bis 

2050 nicht dergestalt politisch gesteuert sein, 

dass sie Innovationen lähmt. 

Im Wärmesektor kann es beispielsweise erheb-

lich günstiger sein, durch Modernisierung Effizi-

enzpotenziale zu erreichen, und auch die Flexi-

bilität herkömmlicher Gaswerke im Kontext mit 

der volatilen Einspeisung aus erneuerbaren Ener-

gien bleibt unverzichtbar. 

Gleichzeitig sind im Interesse der Wettbewerbs-

fähigkeit der Gesamtwirtschaft eine sorgfältige 

Kostenkontrolle beziehungsweise ausreichend 

Effizienzanreize erforderlich.

Das aktuelle Monitoring zur Energiewende 

macht deutlich, dass der gesamte Primärenergie-

verbrauch bei Weitem nicht in dem Maße sinkt, 

wie es erforderlich wäre. n

Das neue Gesetz zur Digitalisierung der Ener-

giewende legt den Zeitplan für den Smart-Me-

ter-Rollout fest. Dies ist ein wichtiger Schritt, um 

die nötige Infrastruktur der erneuerbaren Ener-

gien bereitzustellen. Die Digitalisierung ist ein 

wichtiges Bindeglied zwischen der Energiewen-

de und Industrie 4.0. Es ist absehbar, dass der 

Strommarkt einer der ersten voll digitalisierten 

Branchen der Volkswirtschaft sein wird.

Die Vielzahl der Anlagen verlangt nach einer 

Steuerung, die die Integration der volatilen er-

neuerbaren Energien bei einem sicheren, stabi-

len Netzbetrieb erlaubt. Dies sollen intelligente 

Netze und Big-Data-Anwendungen ermöglichen. 

Dabei ist jedoch zu beachten, dass insbesonde-

re Wirtschaft und Industrie nicht zur Preisgabe 

von Daten gezwungen werden dürfen. Dies darf 

nur freiwillig geschehen und sich auf ggf. nötige 

steuerungsrelevante Daten beziehen. Ein Vor-

Digitalisierung der Energiewende

n	 Zeitplan für die Installation intelligenter Zähler ist zwingend einzuhalten.

n	 Kostenbelastung für Unternehmen durch Kosten-Nutzen-Analyse  
begrenzen. 

n	 Aspekt Datensicherheit wirkungsvoll Rechnung tragen. Grundsatz der 
Datensparsamkeit einhalten.

UVN POSITIONEN

teil des intelligenten Messsystems ist, dass es 

Industrie, Handel, Gewerbe und Privatpersonen 

ermöglicht, am Lastmanagement teilzunehmen 

und sowohl finanzielle Vorteile zu erzielen als 

auch Flexibilität für die Netzstabilität bereitzu-

stellen. 

Allerdings muss den Gefahren von Cyberatta-

cken auf kritische Infrastrukturen im Energie-

bereich in Niedersachsen und damit auf Versor-

gungssicherheit am Wirtschaftsstandort durch 

Schutzmaßnahmen entgegengewirkt werden. 

Die erfassten Energieverbrauchsdaten lassen 

Rückschlüsse auf Betriebs- und Produktionspro-

zesse zu und sind damit aus Unternehmersicht 

hoch sensibel. Diese Gefahr ist in ein angemes-

senes Verhältnis zum Nutzen von Big-Data-An-

wendungen für das Energiesystem und die Wirt-

schaft zu stellen. n
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Grundsätzlich ist das Strommarktgesetz mit sei-

nem Bekenntnis zur freien Preisbildung und zur 

Akzeptanz von Preisspitzen am Strommarkt zur 

Schaffung von Anreizen für benötigte Investitio-

nen in Erzeugerleistungen und Verbraucherflexi-

bilisierungsmaßnahmen zu begrüßen.

Nach allen Prognosen wird die EEG-Umlage die 

nächsten Jahre nicht sinken. Das Institut der 

deutschen Wirtschaft Köln rechnet mit einem 

Anstieg der EEG-Umlage bis zum Jahr 2020 auf 

über 8 Cent/kWh. Hinzukommen die Belastun-

gen aus den rasch steigenden Netzkosten (Re-

dispatch, HGÜ, Verkabelungen, …) und abseh-

bar milliardenteure zusätzliche Lasten aus dem 

CO
2
-Handel.

Strompreise

n	 Weitere Reduzierung der finanziellen Lasten aus dem EEG. 

n	 Modelle zur Strompreisstabilität politisch durchsetzen, um Wett- 
bewerbsfähigkeit herzustellen.

n	 Zwei-Preiszonen-Politik in Nord- und Süddeutschland verhindern.
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Umso wichtiger ist es, Wege und Modelle zu 

entwickeln, die zur Reduzierung der Stromkos-

ten führen. Strompreisstabilisierung kann auch 

durch die Senkung der Stromsteuer, die Abschaf-

fung der Umsatzsteuer auf die EEG-Umlage oder 

die Reduzierung der Umsatzsteuer für Strom auf 

den Umsatzsteuerhalbsatz erreicht werden. Das 

jetzige Strommarktgesetz legt die Grundsatzent-

scheidung zugunsten einer Reservelösung fest 

und verzichtet auf die Einführung eines Kapa-

zitätsmarktes. Allerdings findet sich die Reform 

des Netzentgelt-Steuer- und Umlagesystems mit 

Blick auf die Beseitigung von Flexibilitätshinder-

nissen darin noch nicht wieder. n

Ziel der europäischen Energiepolitik ist eine Ener-

gieunion mit einem einheitlichen europäischen 

Markt, in dem die Kräfte und Möglichkeiten der 

Mitgliedsländer in Bezug auf die Erhöhung der 

Versorgungssicherheit gebündelt werden, eine 

preisgünstige Versorgung sowie die Emissions-

minderung und Forschung. Im Strombereich 

ist hierfür der Ausbau grenzüberschreitender 

Leitungen erforderlich. Die Einführung eines 

Versorgungssicherheitsmonitorings im europäi-

schen Strommarkt wird eine komplexe Heraus-

forderung für alle Beteiligten.

Niedersachsen darf nicht aus den Augen verlie-

ren, dass in anderen EU-Ländern bereits ein Ka-

pazitätsmarkt eingeführt wurde. Es besteht die 

Energieunion

n	 Gemeinsamen Energiemarkt in Europa fördern, nationalen oder gar 
regionalen Egoismen und Autarkiebestrebungen entgegenwirken.

n	 Verhindern, dass der Sonderweg der deutschen Energiepolitik zur Ver-
nichtung der gewachsenen Unternehmensstruktur in Niedersachsen 
und Deutschland führt.
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Gefahr, dass dadurch primär Investitionen in 

diesen EU-Staaten getätigt werden und Deutsch-

land dadurch nicht mehr über die für die Ver-

sorgungssicherheit unabdingbar erforderliche 

Kraftwerksleistung verfügt.

Auf allen politischen Ebenen wird eine Vielzahl 

detaillierter Vorschläge zur Entwicklung des eu-

ropäischen Strommarktes und zum Gelingen der 

Energiewende gemacht. Diese Vorschläge beein-

flussen sich gegenseitig und sind zum Teil auch 

nicht kompatibel. So widerspricht die Aufhebung 

der Preiszone mit Österreich dem Gedanken ei-

ner grenzüberschreitenden Kooperation im Sin-

ne der Energieunion. n
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Der zunehmende Ausbau der Stromerzeugung 

aus erneuerbaren Energien verursacht in vielen 

Regionen Deutschlands einen erheblichen In-

vestitionsbedarf in die Übertragungs- und Ver-

teilnetze, da neue Regenerativanlagen ans Netz 

angeschlossen und technisch integriert werden 

müssen. Niedersachsen wirbt sogar damit, als 

Windenergieland Nr. 1 Vorreiter zu sein. Diese 

Kosten werden aber nicht deutschlandweit in 

gleicher Weise umgelegt, sondern verbleiben 

zu großen Teilen in der Regelzone des jeweili-

gen Übertragungsnetzbetreibers. Ebenfalls nicht 

bundesweit gleich umgelegt werden die Kosten 

der Engpassbewirtschaftung wie die sogenann-

ten Redispatch-Kosten und die Kosten der Ein-

senkungsmaßnahmen nach EnWG. 2015 wurden 

allein 73 Prozent der Eingriffe zur Netzstabilisie-

Netzkosten

n	 EEG-bedingte Netzkosten bundesweit ausgleichen.

n	 Durch Netzstabilisierungsmaßnahmen entstehende Kosten (Redis- 
patch) in einer gesonderten Umlage erfassen und im internationalen 
Wettbewerb stehende Unternehmen davon befreien.
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rung von dem u. a. in Niedersachsen zuständi-

gen Netzbetreiber TenneT durchgeführt. 

Nach einer Studie der TU Dresden werden die 

Netzentgelte (Übertragungs- und Verteilnetz) für 

Industriekunden bis 2024 im Durchschnitt jähr-

lich um 4,5 Prozent zulegen. Gleichzeitig steigt 

die regionale Spreizung. So musste TennT seine 

Netzgebühren zum Jahreswechsel 2016/2017 

um bis zu 80 Prozent erhöhen. 

Die in der TenneT-Regelzone (starke EEG-Aus-

baugebiete) im Vergleich zu Westdeutschland 

und Baden-Württemberg höheren Übertragungs-

netz-Nutzungsentgelte stellen einen gravieren-

den Standortnachteil für die in Niedersachsen 

ansässigen Unternehmen dar. n

Das Nadelöhr der Energiewende
So viele Millionen Euro mussten Stromverbraucher dafür zahlen, dass die Netze infolge des 
Umbaus der Stromversorgung immer häufiger stabilisiert werden müssen

Quelle: Bundesnetzagentur
© 2016 IW Medien / iwd
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Die Beschlüsse zur Energiewende haben zu dras-

tischen wirtschaftlichen Auswirkungen für die 

Unternehmen der Energiewirtschaft geführt. Dies 

gilt nicht nur für die Unternehmen, die Kernkraft-

werke betreiben und betrieben haben, sondern 

auch für die Betreiber konventioneller Kraftwer-

ke, also eine Vielzahl kommunaler Unternehmen. 

Es ist dafür Sorge zu tragen, dass eine intakte 

Versorgungsstruktur in Deutschland und Nieder-

sachsen erhalten bleibt. Die sich durch die Kern-

kraftwerksstillegung ergebende Deckungslücke 

zwischen Jahreshöchstlast und vorhandener ge-

sicherter Leistung muss durch alle Möglichkeiten 

gedeckt werden: Kraftwerksneubauten, Speicher, 

Lastmanagement auf der Kundenseite sowie Im-

porte. Der Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung 

muss sich an der sinnvollen Verwertung der Wär-

me orientieren. Zudem hat die Entwicklung von 

Speichertechnologien höchste Priorität und ist für 

Gewährleistung der 
Versorgungssicherheit durch 
Kraftwerke und Speicher

n	 Energiepolitisches Dreieck – Versorgungssicherheit, Umweltfreund-
lichkeit, Bezahlbarkeit – als Grundlage aller Überlegungen zur Anwen-
dung bringen. 

n	 Aspekt der Versorgungssicherheit durch Energiespeicher erhöhte Auf-
	 merksamkeit schenken und Rahmenbedingungen zur Verfügung stellen. 

n	 Grundlastfähigkeit der niedersächsischen und deutschen Energiever-
sorgung bei fluktuierender Einspeisung sicherstellen.

n	 Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes Niedersachsen zu 
keinem Zeitpunkt gefährden.
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die Erreichung der langfristigen Ziele der Energie-

wende (80 Prozent Erneuerbare bis 2050) unver-

zichtbar. Für den Ausgleich von fluktuierendem 

Angebot und nur bedingt flexibler Nachfrage ist 

dringend der Aufbau von Langzeitspeichern er-

forderlich. Insbesondere der chemische Speicher 

Wasserstoff ist hierfür besonders geeignet, auch 

mittelfristige Schwankungen auszugleichen. Hier-

für müssen bereits jetzt die Weichen gestellt wer-

den, damit Planung, Genehmigung und Bau recht-

zeitig erfolgen können.

Die Umstellung von kontinuierlicher Energiever-

sorgung auf fluktuierende Energie wird darüber 

hinaus in vielen industriellen Prozessen nur mit 

Effizienzverlusten einhergehen können. Hierfür 

müssen Ausgleichsmechanismen geschaffen wer-

den, die die Industrie im internationalen Wettbe-

werb nicht einseitig belasten. n

Zahlreiche Projekte für den Einsatz von erneuer-

baren Energien in den Sektoren Mobilität, Wärme 

und Industrie stehen in den Startlöchern. Nieder-

sachsen hat durch seine hervorragende Lage zur 

Gewinnung von Windenergie das Potenzial, die 

Pilotregion zur Nutzung von Windwasserstoff zu 

Standortsicherung durch 
zukunftsorientierte Investitionen

n	 Bau eines norddeutschen LNG-Terminals unterstützen, um  
Versorgungssicherheit und -unabhängigkeit zu gewährleisten.

n	 Pilotregion für die Nutzung von Windwasserstoff etablieren, um  
Standort zum maßgeblichen Akteur der Energieversorgung der  
Zukunft zu machen.
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werden und so einen weltweit einmaligen Wis-

sensvorsprung zu erreichen. Um dies zu errei-

chen sind jedoch wesentliche Anpassungen an 

den regulatorischen Rahmenbedingungen sowie 

Förderprojekte zur gezielten Anschubfinanzie-

rung solcher Projekte notwendig.
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Darüber hinaus wird in absehbarer Zeit die För-

derung von Gas in der Nordsee sowie bei un-

seren europäischen Partnern zu Ende gehen. 

Neben der Bewirtschaftung heimischer Gasvor-

kommen ist daher ferner ein eigenes LNG-Termi-

nal, dass im Netzentwicklungsplan des Bundes 

entsprechend berücksichtigt wird, für die unab-

hängige Versorgung mit emissionsarmem Flüssi-

gerdgas ein wesentlicher Erfolgsfaktor. So kann 

Niedersachsen einen entscheidenden Beitrag für 

den Umbau des deutschen Energiesystems hin 

zu weniger Emissionen leisten. n

Klimapolitik

Die UVN sind davon überzeugt, dass die Ziele des 

Klimaschutzes nur im globalen Zusammenhang 

verfolgt werden können. Alleingänge einzelner 

Länder oder des Bundes werden diesen globalen 

Herausforderungen nicht gerecht. Die UVN erken-

nen an, dass der aktuelle Entwurf eines nieder-

sächsischen Klimagesetzes im Kern die eigene 

Verwaltung mit deren Liegenschaften adressiert 

und nicht der Wirtschaft Vorgaben macht.

Das Integrierte Energie- und Klimaschutzpro-

gramm Niedersachsen (IEKN), das die konkreten 

Maßnahmen zur Umsetzung der Klimaschutz-

ziele u. a. für die Wirtschaft beinhalten soll, 

liegt aktuell nicht vor. Aus Sicht der UVN muss 

einem so weitreichenden Programm, neben der 

Beteiligung der Betroffenen, ein wissenschaftlich 

fundierter Prozess vorgeschaltet sein, der eine 

objektiv überprüfbare Maßnahmen- und Zielpri-

orisierung hervorbringt. Ziel muss eine neutrale 

Sammlung und Bewertung der potentiellen Maß-

nahmen sein, sodass jeder Maßnahme ein Impact 

Assessment, ein „Preisschild“ und eine technolo-

gische Machbarkeitsanalyse zuzuordnen ist. Nur 

Internationale Regeln anerkennen – 
Klimagesetz Niedersachsen

n	 Keine zusätzlichen Regeln, die bereits durch Gesetzgebung der EU 
oder des Bundes adressiert werden.

n	 Anreize zum Klimaschutz schaffen statt durch Auflagen Wettbewerbs-
fähigkeit gefährden.

n	 Landesverwaltung muss beim Klimaschutz mit gutem Beispiel voran-
gehen.

n	 Monitoring der Auswirkungen eines Klimagesetzes auch für ökonomi-
sche und soziale Aspekte.

n	 IEKN in einem breiten öffentlichen Dialog diskutieren und Maßnah-
men mit Fakten, Preisen und Prioritäten unterlegen.

n	 Leitbild des Landes zur zukünftigen Energie- und Klimapolitik berück-
sichtigen.
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so können die Maßnahmen nach Klimaschutz- 

beitrag, Kosteneffizienz und Auswirkung auf die 

Wettbewerbsfähigkeit priorisiert und die effizien-

testen Maßnahmen identifiziert werden.

Die Maßnahmen des IEKN werden zweifelslos 

starke Auswirkungen auf die niedersächsische 

Wirtschaft haben. In einem transparenten Moni-

toring der Maßnahmenumsetzung dürfen daher 

nicht nur ökologische Faktoren beleuchtet wer-

den. Im Sinne der Nachhaltigkeit müssen auch 

die ökonomischen und sozialen Auswirkungen 

gleichwertig erfasst und bewertet werden. Diese 

gehören ebenfalls zur Wahrheit dazu und müs-

sen Grundlage der weiteren Entscheidungen sein.

Im Rahmen des Runden Tisches Energiewende 

Niedersachsen haben die UVN gemeinsam mit 

einer Vielzahl anderer gesellschaftlicher Gruppen 

über eines der zentralen Anliegen der Landesre-

gierung diskutiert. Hierbei ist ein Leitbild für die 

klima- und energiepolitische Ausrichtung des 

Landes entstanden, das die Grundlage für zu-

künftige Handlungen bilden sollte. n
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Die Ziele des Klimaschutzes müssen im globalen 

Zusammenhang verfolgt werden. Alleingänge 

einzelner Länder oder des Bundes werden diesen 

globalen Herausforderungen nicht gerecht. Wer 

eine Vorreiterrolle einnehmen will, muss sicher-

stellen können, dass andere Staaten folgen. Ver-

bote, Sanktionen und Belastungen, die am Ende 

zu einem höheren Verbrauch in anderen Teilen 

dieser Erde führen, helfen dem Klima nicht. Dies 

gilt insbesondere im Hinblick auf die (auch) in 

Niedersachsen ansässige energieintensive In-

dustrie, die es auch und vor allem wegen ihrer 

Emissionshandel als weltweites 
Instrument platzieren

n	 Emissionszertifikate als marktnahes Instrument zur globalen  
Begrenzung von Treibhausgas-Emissionen etablieren.

n	 Verstärkte Vorbildfunktion der staatlichen Institutionen bei der  
Umsetzung von sinnvollen Maßnahmen zur Steigerung der Energie- 
effizienz anerkennen.

n	 Internationale Energieeffizienzziele statt staatliche Energieein- 
sparungsziele verfolgen, um wirtschaftliches Wachstum auch in  
Zukunft zu ermöglichen und zu sichern.

UVN POSITIONEN

hohen Bedeutung am Ausgangspunkt unserer 

industriellen Wertschöpfungsketten unbedingt 

zu erhalten gilt! Einseitiger Klimaschutz schadet 

daher unserem Wohlstand und gefährdet die In-

novationskraft unseres Landes, ohne Nutzen für 

das Klima zu erzeugen. 

Gerade diese Innovationskraft ist es, die wir drin-

gend zur Überwindung von Ressourcenknapp-

heit und für weitere Umweltschutzmaßnahmen 

brauchen. n

Deutschland ist mit sinkendem Trinkwasser- 

verbrauch pro Kopf, einem Erneuerbaren-Ener-

gien-Gesetz und Platz 1 im weltweiten Ener-

gieeffizienz-Ranking Vorreiter bei Nachhaltig-

keitsprojekten. Diese Anstrengungen gilt es zu 

unterstützen und gleichzeitig Maß und Mitte für 

den Wirtschaftsstandort Niedersachsen zu hal-

ten, um unseren Betrieben Raum zum Atmen 

zu geben. Daher braucht es in einem nächsten 

Schritt zunächst international vereinbarte Stan-

dards, mit denen sich andere Staaten dem deut-

schen Niveau angleichen können. 

Hierzu soll die Niedersachsen Allianz für Nach-

haltigkeit als Kooperation zwischen Landesre-

gierung, Wirtschaftsverbänden, Gewerkschaften 

und Kammern ihren Beitrag leisten und den Wirt-

schaftsstandort Niedersachsen für die Zukunft 

Nachhaltigkeit

n	 Niedersachsen Allianz für Nachhaltigkeit finanziell angemessen  
ausstatten.

n	 CSR-Berichterstattung einfach gestalten, auf Unternehmen mit mehr 
als 500 Mitarbeitern beschränken und Lieferketten von Berichtspflicht 
ausnehmen.
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stärken und weiterentwickeln. Dabei müssen 

nicht nur die ökologischen, sondern auch die 

ökonomischen und sozialen Aspekte der Nach-

haltigkeit im Fokus stehen.

Durch das demnächst europaweit verpflichtende 

CSR-Reporting müssen Unternehmen mit mehr 

als 500 Mitarbeitern zukünftig über Nachhaltig-

keit berichten. Hierbei muss eine bürokratische 

Mehrbelastung vermieden werden, denn diese 

bremst die wirtschaftliche Produktivität unserer 

Unternehmen. Wenngleich die Mehrheit unserer 

KMU von der Richtlinie nicht direkt betroffen ist, 

so werden auch sie durch höhere Anforderungen 

innerhalb von Lieferketten zu einer Berichterstat-

tung angehalten. Hier gilt es eine Überforderung 

zu vermeiden. n
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Umweltpolitik

Die niedersächsische Wirtschaft sieht sich in Umweltfragen ständig wechselnden und ge-
steigerten Anforderungen gegenüber. Nicht nur die Beachtung von Europarecht, 
auch Bundesrecht, Landesrecht und zahlreiche Erlasse machen die Genehmigungspraxis 
zunehmend unübersichtlicher für unsere Unternehmen.

Dabei sind Genehmigungsfragen für die Anlagenbetreiber, die Kreislaufwirtschaft 
sowie die gesetzlichen Vorgaben für die Bereiche Wasser, Boden, Luft und Natur-
schutz wesentlich, um Niedersachsen als Wirtschaftsstandort attraktiv zu halten.
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Die in der laufenden Wahlperiode erfolgte Novel-

lierung der Gebühren, bspw. in der Allgemeinen 

Gebührenordnung (AllGO), bedeuten große Ein-

schnitte für die Wirtschaft. In diesem Zuge sind 

Routineuntersuchungen auch in den Fällen gebüh-

renpflichtig geworden, in denen keine Beanstan-

dungen festgestellt werden können. Nach bishe-

riger Auffassung war die Überwachung durch die 

erhobenen Steuern gedeckt. Mit der Neuregelung 

ist das Veranlasserprinzip aufgegeben worden.

Die Gebühren sind außerdem erhöht worden. 

Gleichzeitig sind bisher vorgesehene Deckelun-

Gebührenerhöhungen 
für Unternehmen

n	 Die Gebührenfreiheit für Routineuntersuchungen ohne Beanstandun-
gen wiederherstellen und Deckelungen der Gebührenhöhe vorsehen.

n	 Abschaffung der Begleitscheingebühren.

n	 Wirtschaft und Industrie bei der Vorbereitung von Gesetzen und Ver-
ordnungen verpflichtend beteiligen, wenn ihre Belange berührt sind.
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gen, also Höchstbeträge, weggefallen, so dass es 

bei der Gebührenhöhe teilweise keine Grenze nach 

oben mehr gibt. Darüber hinaus gibt es Mindestbe-

träge, die zu nicht sachgerechten Kosten führen. 

Konkret verteuern sich Planfeststellungsverfahren 

etwa im Deponierecht um ein Mehrfaches. 

Die erste Novellierung der AllGO wurde ohne An-

hörung von Wirtschaft und Industrie verabschie-

det. In einer zweiten Novelle wurden Gebühren 

für Begleitscheine eingeführt und Tatbestände 

erweitert. Den Unternehmen entstehen durch die 

Gebührenerhöhungen erhebliche Einbußen. n

Standortfaktor 
Genehmigungsverfahren

Die Bemühungen um eine unbedingte Transpa-

renz können gefährlich für die niedersächsische 

Wirtschaft werden. Ein Erlass des Niedersächsi-

schen Umweltministeriums vom 21. November 

2013 zwingt die Betreiber von Anlagen, die nach 

Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigt wer-

den (ca. 9.000 in Niedersachsen), ihre Antrags-

unterlagen im Internet zu veröffentlichen. Die 

unreflektierte Veröffentlichungspflicht aufgrund 

falsch verstandener Transparenz führt dazu, dass 

die niedersächsische Wirtschaft weltweit wertvolle 

Informationen preisgeben muss. Dies ist nicht nur 

interessant für die ausländische Konkurrenz. Auch 

der Anreiz für Terrorismus- und Sabotageakte wird 

Gläserne Unternehmen sind 
nicht wettbewerbsfähig

n	 Von einer Veröffentlichung von Antragsunterlagen im Internet  
Abstand nehmen.

n	 Veröffentlichungspflichten im Internet sind restriktiv zu handhaben.

UVN POSITIONEN

gesteigert. Darüber hinaus besteht die Gefahr von 

Verletzungen von Urheberrechten und Cyberkrimi-

nalität. Der Erlass muss unbedingt wieder zurück-

genommen werden. Das Recht der Gesellschaft 

auf Sicherheit und der Anspruch der Unternehmen 

auf Vertraulichkeit überwiegen das Informations-

bedürfnis weniger Interessengruppen. 

Die niedersächsische Wirtschaft bekennt sich zu 

transparenten Verfahren. Diese sollen den Bür-

gern keine für sie relevanten Informationen vor-

enthalten, dürfen aber andererseits auch nicht 

zu Lasten erarbeiteter Wettbewerbsvorteile und 

unserer Sicherheit gehen. n
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Mit Datum vom 12. August 2016 hat das Um-

weltministerium den Erlass „Beteiligung der Öf-

fentlichkeit in Verfahren zur Genehmigung einer 

wesentlichen Änderung einer immissionsschutz-

rechtlich genehmigungsbedürftigen Anlage – 

Anwendung des § 16 Abs. 2 BImSchG“ ausge-

geben. Der Erlass legt fest, dass nunmehr quasi 

automatisch jedes Verfahren nach BImSchG mit 

Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen ist. 

Damit hat der Erlassgeber die vereinfachten 

Verfahren und mit diesen auch die Anzeigever-

fahren sowie die Verfahren zur Zulassung des 

vorzeitigen Beginns erheblich eingeschränkt. 

Der Erlass weicht vom Gesetzeswortlaut ab und 

modifiziert Bundesrecht. 

Er führt dazu, dass jedes Verfahren mit Öffent-

lichkeitsbeteiligung durchzuführen ist und da-

mit durchschnittlich dreimal so lange dauert. Be-

troffen sind die Industrien Metall, Gips und Kalk, 

Zement, Kies und Sand, Landwirtschaft, Biogas, 

Chemie und Kreislaufwirtschaft. 

Die einseitige verschärfte Überwachung größerer 

Betriebe ist mittlerweile zu einem großen Zeit- 

und Kostenfaktor geworden. Als Randerschei-

nungen sind steigende Anforderungen sowie 

nachlassende Flexibilität der Behörden im Rah-

men der Genehmigungsverfahren zu erkennen. 

Maßgebliche Ursache für diese negative Entwick-

Verfahrensbeschleunigung

n	 Rücknahme des Erlasses „Beteiligung der Öffentlichkeit in Verfahren 
zur Genehmigung einer wesentlichen Änderung einer immissions-
schutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlage – Anwendung des  
§ 16 Abs. 2 BImSchG“.

n	 Keine weiteren Schwächungen der Industrie durch politisch motivierte 
Rechtsvorschriften.

n	 Effiziente und rechtssichere Genehmigungsverfahren gewährleisten 
und Barrieren zu Gunsten der Industrie abbauen.
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lung ist der Personalmangel und eine Misstrau-

enskultur des Ministeriums gegenüber den Voll-

zugsbehörden. 

Lange und komplexe Verfahren sind insbeson-

dere für den Mittelstand investitionshemmend. 

Ein starker Wirtschaftsstandort ist auf einen kla-

ren und möglichst einfachen und praktikablen 

Rechtsrahmen angewiesen. Nur so entstehen 

Investitionen und Innovationen. Bestehende 

Schutzniveaus sind zu erhalten. Schnelle Ge-

nehmigungs- und Zulassungsverfahren sind zu 

gewährleisten. Das heißt möglichst wenig Bü-

rokratie und eine Gesetzesfolgenabschätzung, 

die neue Verfahren und Vorschriften hinsichtlich 

ihrer Auswirkungen auf Investitionen überprüft.

Die Industrie nimmt eine Schlüsselrolle in der ge-

samten Wertschöpfungskette ein und ermöglicht 

sichere Arbeitsplätze und sozialen Wohlstand. 

Der sich verbreitenden „Null-Risiko-Gesellschaft“ 

muss mit faktenbasierten Akzeptanzdebatten 

entgegengetreten werden. Mehr Bürgerbeteili-

gung und Transparenz darf nicht gleichgesetzt 

werden mit der grundsätzlichen Möglichkeit der 

Verhinderung von Vorhaben (Erwartungsma-

nagement). Wichtig ist der Erhalt und Ausbau 

unserer Industrie in Niedersachsen. Städtebau-

management darf nicht dazu führen, dass keine 

Industrie mehr in Niedersachsen stattfindet. n

2013

197

Verfahrensdauer
Längste Verfahren nach Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
in den Jahren 2013 und 2016 im Vergleich

Quelle: Nds. Ministerium für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz, 

Drucksache 17/6828

2016

519
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Die bereits heute vorliegenden Engpässe bei der 

Ablagerung mäßig belasteter Bauabfälle haben 

zu erheblichen Kostensteigerungen bei der Be-

seitigung geführt. 

Keine Alternative ist die Verbringung dieser Be-

seitigungsabfälle in andere Bundesländer, da 

auch diese nicht über die notwendigen Kapazi-

täten verfügen und lange Transportwege hohe 

Kosten und zusätzliche Auswirkungen auf die 

Umwelt haben (bspw. CO
2
-Emmission). Entspre-

chendes gilt für eine Ablagerung auf Deponien 

der Klasse DK II, da diese für Abfälle mit höheren 

Schadstoffgehalten oder einem höheren organi-

schen Anteil ausgelegt sind.

Deponieprojekte scheitern durchgehend auf-

grund von Bürgerinitiativen, da diese Giftmüllde-

ponien befürchten. Die öffentlichkeitswirksame 

Fehlinformation dieser Bürgerinitiativen ist für 

die Kommunalpolitik sehr schwierig einzufan-

gen. Es zeigt sich zunehmend, dass sich diese 

Problematik auch auf die Klassen 0 und Verfül-

lungen erweitert. Auch diese Zulassungen wer-

den nunmehr unter starke Restriktionen gestellt, 

so dass wir mittlerweile auch von Engpässen bei 

der Entsorgung mineralischer Abfälle reden.

Kommunen und Vorhabenträger bedürfen bei 

solchen Vorhaben der öffentlichen Rückende-

ckung durch das Umweltministerium. Darüber 

hinaus sind die stärkere Einbindung der Land-

kreise sowie die verbesserte Information der 

Bürger notwendig. Diese fachliche Information 

sollte nicht allein vom Vorhabenträger kommen. 

Zielführender ist die Einbindung des zuständi-

gen Ministeriums, um die Glaubwürdigkeit zu 

unterstreichen. n

Entsorgungsengpass 
in Niedersachsen

n	 Unterstützung der Vorhabenträger durch die Landesregierung.

n	 Schaffung von Akzeptanz für Deponien der Klasse I.

n	 Verstärkter Ausbau von Deponien der Klasse I.

n	 Keine weitere Strapazierung der Deponien durch Verschärfung der  
Düngemittelverordnung (bspw. infolge der Einführung eines Grenz- 
wertes für Cr gesamt).

UVN POSITIONEN

Entsorgungssituation Deutschland

Quelle: INWesD 2015
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Wirtschaft und Gesellschaft sind auf heimische 

Rohstoffe angewiesen. Aus Niedersachsen kom-

men 95 Prozent des heimischen Erdgases und 

ein Drittel des heimischen Erdöls. Nach Berech-

nungen der Bundesanstalt für Geowissenschaf-

ten und Rohstoffe verfügt insbesondere Nie-

dersachsen über ein beträchtliches Potenzial an 

Erdgas. Allein durch die heimische Förderung 

könnte eine Versorgung auf höherem Niveau als 

bisher für viele Jahrzehnte sicher zur Verfügung 

stehen. Erdgas wird als verlässlicher und kohlen-

stoffarmer Partner der regenerativen Energien 

für die Energiewende benötigt. Dabei dürfen wir 

uns nicht allein auf Importe verlassen. 

Auch unsere Vorkommen an Kies und Sand sind 

standortgebunden und für die Bauindustrie von 

größter Wichtigkeit. Sollte Niedersachsen keinen 

Zugriff auf die erforderlichen Rohstoffe haben, 

wird die niedersächsische Wirtschaft auf Importe 

angewiesen sein. Für den öffentlichen Straßen-

bau würde dies extrem stark steigende Kosten 

bedeuten und insbesondere den kommunalen 

Haushalt sehr schwer belasten. Nach Auskunft 

des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geo-

logie (LBEG) ist Hauptabnehmer für die gewon-

nenen Rohstoffe zu 70 Prozent die öffentliche 

Hand. Die ökologischen Aspekte von zunehmen-

den Importen für die Umwelt sind verheerend. 

Bekenntnis zu Erdgas und 
heimischen Rohstoffen

n	 Rohstoffstrategie des Landes Niedersachsen entwickeln.

n	 Akzeptanz für heimische Rohstoffe schaffen.

n	 Verhinderungsplanung auf kommunaler Ebene bekämpfen.

n	 Genehmigungsverfahren beschleunigen.
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In verschiedenen Wirtschaftszweigen entstehen 

als Nebenprodukte qualitätsgeprüfte Materiali-

en, die seit Jahrzehnten erfolgreich im Straßen- 

und Wegebau eingesetzt werden. Bereits seit 

längerem wird die Einführung einer bundesein-

heitlichen Ersatzbaustoffverordnung diskutiert. 

Die darin enthaltenen Regelungen könnten – je 

nach konkreter Ausgestaltung – dazu führen, 

dass die darunter fallenden Materialien aufgrund 

von Verschärfungen der Einbaubedingungen 

nicht oder in erheblichem Umfang nicht mehr 

verwendet werden können und in der Folge auf 

(in der Regel neu zu schaffenden) Deponien 

abgelagert werden müssten. Es ergibt sich so-

mit ein signifikanter Zielkonflikt: Wie weit darf 

vorsorgender Boden- und Gewässerschutz zu 

Lasten anderer Umweltgüter – wie dem Ressour-

cen-, Klima- oder Naturschutz – gehen, obwohl 

der bisherige Umgang mit den Materialien bei 

sachgerechter Anwendung ohne Schäden für die 

Umwelt erfolgt ist? Denn gibt man einem Boden- 

und Gewässerschutz – insbesondere auf Basis 

überwiegend theoretischer Vorsorgeerwägun-

gen – durch verschärfte Nutzungsbedingungen 

für Ersatzbaustoffe ein zu dominierendes Ge-

wicht, ist ein ganzheitlich betrachtet bestehen-

der Umweltnutzen auf Basis der bereits seit Jahr-

zehnten vorliegenden praktischen Erfahrungen 

mit diesen Materialien gefährdet. Im Gegenzug 

sind allerdings bedeutsame Nachteile in anderen 

Umweltsegmenten gewiss, wie dem Ressourcen- 

und Flächenverbrauch, dem Naturschutz oder 

auch dem Klimaschutz. n

Mantel- und Ersatzbaustoff-
verordnung 

n	 Keine weitere Erhöhung der Deponiemengen durch verschärfte Nutzungs-
	 bedingungen für Ersatzbaustoffe im Straßen- und Wegebau.

n	 Vorfahrt für integrierten/ganzheitlichen Umweltschutz – auch vor- 
sorgender Boden- und Gewässerschutz muss sich daran messen lassen.

UVN POSITIONEN



UMWELTPOLITIK 49

Das LBEG weist darauf hin, dass in Niedersach-

sen jährlich 40 Mio. Tonnen an Rohstoffen be-

wegt werden. Die CO
2
-Belastung würde damit 

extrem gesteigert.

Darüber hinaus verfügt Niedersachsen über 

beträchtliche Vorkommen an Salzen und Kali-

salzen. Im Zusammenspiel mit dem drohenden 

Entsorgungsengpass für mineralische Abfälle 

kündigt sich eine Verteuerung für Infrastruk-

turmaßnahmen an, die auch Auswirkungen auf 

die Umsetzung des Bundesverkehrswegeplans 

haben wird. Zusätzlich beobachtet die Indus-

trie vermehrt, wie das Naturschutzrecht zum 

Verhinderungsplanungsrecht genutzt wird. Bei 

der Sicherung der Rohstoffversorgung handelt 

es sich aber um ein öffentliches Interesse, das 

über den ideologischen Zielen Weniger stehen 

muss.

Das klare Bekenntnis zu heimischen Rohstoffen 

ist wichtig, um eine Verringerung der Importab-

hängigkeit zu gewährleisten. Es dient der Siche-

rung von Arbeitsplätzen. Alleine in Niedersach-

sen leben 20.000 Menschen und deren Familien 

von der Förderung von Erdgas und Erdöl. Die 

Produktion erfolgt unter hohen, in Deutschland 

gültigen Umweltstandards.

Als technologieorientiertes Land können sich 

weder Niedersachsen noch Deutschland insge-

samt erlauben, bestehende Technologien oder 

Forschung an neuen Technologien zu verbieten. 

Es gilt, unseren Technologievorsprung zu erhal-

ten und ressourcenschonend weiter zu entwi-

ckeln. Niedersachsen braucht ein technologie-

freundliches, forschungsorientiertes Klima, das 

auch den Rohstoffunternehmen Sicherheit für 

Investitionen und Innovationen gibt. n

Erdgasförderung 2016:
7,9 Mrd. m3 in Deutschland
sowie 19,2 Mrd. m3 im Ausland

Versorgung des deutschen Erdgasmarktes 2016:
Gesamtmenge 86 Mrd. m3

Quelle: Statistischer Bericht 2016, 
Bundesverband Erdgas, Erdöl und 
Geoenergie e.V. (BVEG)

Quelle: AG Energiebilanzen, 
Bundesverband Erdgas, Erdöl 
und Geoenergie e.V. (BVEG)
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Steuer- und Finanzpolitik

Zu einer soliden Finanzpolitik gehören für uns ein maßvoller Umgang mit  
Steuergeldern und ein ausgeglichener Haushalt. Ob in Bund, Ländern oder  
Kommunen – wir setzen uns dafür ein, dass handelnde Akteure im Sinne der 
Generationengerechtigkeit solide und verantwortungsvoll wirtschaften und  
die Schuldenbremse nicht aus den Augen verlieren.

Dabei gilt es Investitionen sowie die Neuschaffung von Verwaltungs- 
stellen sinnvoll abzuwägen und Folgekosten realistisch abzuschätzen.
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Bund und Länder haben eine Schuldenbremse im 

Grundgesetz festgeschrieben. Den Ländern ist 

spätestens ab dem 1. Januar 2020 die Aufnahme 

neuer Schulden vollständig verboten. Alle neuen 

Ausgaben stehen daher unter Finanzierungsvor-

behalt. Sie müssen auf ihre nachhaltige Wert-

schöpfung überprüft werden.

Stabiles Wachstum und eine solide Haushalts-

politik sind der Weg zum Schuldenabbau. Die 

Handlungsfähigkeit eines haushalterisch soliden 

Staates bietet den Freiraum für mehr kommu-

nale Selbstverwaltung und die Einführung eines 

echten Konnexitätsprinzips. 

Um die Handlungsfähigkeit des Landes dauer-

haft zu sichern, muss das Ziel eines Haushalts 

ohne neue Schulden durch klare landesverfas-

sungsrechtliche Regeln bereits deutlich vor dem 

Stichtag angegangen werden. Es muss ein ver-

bindlicher und kontinuierlicher Abbaupfad zur 

Reduzierung der Neuverschuldung festgelegt 

werden. Auch der Abbau der Altschulden muss 

angegangen werden. Damit würde das Land erst-

mals seit mehr als 40 Jahren Schulden ab- statt 

aufbauen. n

Schuldenbremse aktiv verfolgen 
und in Zukunft investieren

n	 Haushaltskonsolidierung weiter forcieren und schnellstmöglich Schul-
denberg abbauen.

n	 Reale Steuermehreinnahmen aus Wirtschaftswachstum ausschließlich für 
Investitionen und Schuldenabbau verwenden.

UVN POSITIONEN

Staatsverschuldung in Niedersachsen

Quelle: Nds. Finanzministerium, 
Haushaltsrechnung des Landes 
Niedersachsen 
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Politische Spielräume werden durch eine zuneh-

mende Staatsverschuldung langfristig eingeengt 

und nicht, wie fälschlicherweise oft angenom-

men, ausgeweitet. Dies belastet und benachtei-

ligt zukünftige Generationen durch Steuer- und 

Abgabenerhöhungen sowie steigende Verpflich-

tungen, Zinsen für Kredite bedienen zu müssen 

(Zinsdienst). Außerdem ist kreditfinanziertes 

Wirtschaftswachstum, welches nicht durch zu-

kunftsorientierte Investitionen erreicht wird, ver-

geudet und erst recht nicht nachhaltig. Zudem 

drohen höhere Inflationsrisiken durch Kontroll-

verlust der Geldpolitik.

Übermäßige Schuldenaufnahme eröffnet also 

keine neuen Handlungsspielräume, sondern 

verstellt den Weg für eine zukunftsorientierte 

Politik. Klar ist, investiert der Staat sinnvoll, so 

darf er diese Investitionen auch teilweise schul-

denfinanzieren, denn Investitionen bspw. in Bil-

dung oder Infrastruktur steigern langfristig das 

BIP und somit auch die Staatseinnahmen. Doch 

die staatliche Bruttoinvestitionsquote ist in ganz 

Deutschland seit den 1970er-Jahren kontinuier-

lich gesunken. Die gesamten staatlich getätigten 

Investitionen konnten nicht einmal die Instand-

haltung (Abschreibung) der ehemals errichteten 

Staatliche Investitionsquote

n	 Finanzpolitik im Sinne steigender Umschuldung und sinkender  
Investitionen vermeiden. 

n	 Anteil öffentlicher Investitionen an den Ausgaben erhöhen, um  
öffentliches Sachvermögen zu erhalten.

n	 Konsumtive Ausgaben als laufende Ausgaben direkt über Steuern  
finanzieren, um nachfolgende Generationen nicht zu belasten. 

n	 Nachfolgende Generationen entlasten, indem steigende Risiken des 
demografischen Wandels aus umlagefinanzierten Sozialleistungen in 
Haushaltspolitik miteinbezogen werden.

n	 Verschuldung im Falle außergewöhnlicher Ereignisse mit exakten Fristen 
zur Entschuldung versehen.

UVN POSITIONEN

Die Digitalisierung bietet vielfältige Optimie-

rungspotenziale. Nicht nur in Unternehmen, son-

dern vor allem in der Verwaltung. Die Aufgaben 

des Landes müssen daher kritisch beleuchtet 

werden. Der Staat muss zudem nicht alles re-

geln. Sind Aufgaben in anderen Händen besser 

aufgehoben, sollten sie im Sinne eines schlanken 

und effizienten Zusammenlebens an die Privat-

wirtschaft übertragen werden.

Die Verwaltung ist Dienstleister der Gesell-

schaft – nicht umgekehrt. Wir alle müssen zur 

Finanzierung unserer Gesellschaft beitragen. Die 

Aufgabe der Verwaltung ist es, uns dabei zu un-

terstützen und im Interesse aller Bürger auf die 

Einhaltung geltender Gesetze zu achten. n

Verwaltung modernisieren 
und schlanken, handlungsfähigen 
Staat schaffen

n	 Konsequente Privatisierung nicht-staatlicher Aufgaben, um die Staats-
quote zu reduzieren.

n	 Verwaltungsmodernisierung im Hinblick auf die Digitalisierung zügig 
vorantreiben.

n	 Langfristige, zukunftsorientierte Personalstrategie für Ministerien und 
Behörden in Niedersachsen erarbeiten.

UVN POSITIONEN



STEUER- UND FINANZPOLITIK 53

Deutschland braucht eine steuerliche For-

schungsförderung, um bei der digitalen Trans-

formation mit anderen großen Wirtschaftsna-

tionen auf Augenhöhe zu bleiben. Von einer 

solchen Förderung profitieren vor allem mittel-

ständische Unternehmen und Start-ups. In den 

vergangenen Jahren stiegen die Ausgaben im Be-

reich Forschung und Entwicklung (FuE), so dass 

im letzten Jahr das von der Bundesregierung 

selbst ausgegebene Mindestziel von 3 Prozent 

des Bruttoinlandsproduktes erreicht werden 

konnte. Jetzt gilt es, sich nicht auf dem Erreich-

ten auszuruhen, sondern die FuE-Aktivitäten der 

Unternehmen noch weiter zu unterstützen. 

Anders als bei der Projektförderung sind in die-

sem Fall gerade keine langwierigen Verfahren 

mit Anträgen und Genehmigungen nötig, so 

dass eine unbürokratische Innovationsförde-

rung möglich wäre. Neben Steuergutschriften 

für FuE-Aufwendungen oder Forschungszulagen 

könnte auch eine Innovationsbox die Attraktivi-

tät steigern. Bei einem solchen Projekt werden 

Einnahmen aus Vermarktung von innovativen 

und rechtlich geschützten Produkten mit einem 

besonders niedrigen Steuersatz belegt.

Der steuerlichen Forschungsförderung bedarf es 

entlang der Wertschöpfungskette. Dazu gehö-

ren eine Innovationskultur und Förderprogram-

me, um Talente durch naturwissenschaftliche 

Bildung zu fördern. Außerdem bedarf es der 

hochwertigen akademischen Lehre und stetiger 

beruflicher Weiterbildung. n

Steuerliche Forschungsförderung

n	 Steuerliche Forschungsförderung neben der aktuellen Projektförderung 
etablieren.

n	 Ausgaben für Forschung und Entwicklung bis 2025 auf 3,5 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes steigern.

n	 Keine Begrenzung auf Unternehmen mit weniger als 250 Beschäftigten.
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Infrastruktur finanzieren, sodass unterm Strich 

Infrastruktur abgebaut wurde. Niedersachsen 

lebt von der Substanz. Das Sachvermögen des 

Landes ist seit den 1980er-Jahren kontinuierlich 

gesunken. Konkret leidet das gesamte öffent-

liche Umfeld darunter. Öffentliche Plätze und 

Lehreinrichtungen verwahrlosen. Gleichzeitig 

nahmen die konsumtiven Ausgaben ständig zu. 

Damit diente die Verschuldung seit Jahrzehn-

ten nur noch dazu, kurzfristig zu konsumieren, 

nicht aber dazu, in die Zukunft zu investieren.

Andere Bundesländer haben diese Abwärtsspi-

rale bereits erkannt und steuern dagegen. In 

Niedersachsen verhält es sich jedoch anders. Im 

Gegenteil, weitere Einschnitte sind geplant. Wäh-

rend 2001 noch eine Investitionsquote von 11,5 

Prozent erreicht wurde, war es 2016 nur noch 

eine Quote von 4,7 Prozent. Geht es nach der ak-

tuellen Landesregierung, sollen die Investitionen 

des Landes im Jahr 2020 nur noch 4 Prozent der 

bereinigten Ausgaben ausmachen. Diese Berech-

nungen schließen schon die Vermögensübertra-

gungen für Investitionen bspw. durch den Bund 

oder die EU mit ein. n

Investitionsquote des Landes Niedersachsen

Quelle: UVN Berechnungen 
auf Grundlage der Haushalts-
rechnungen und IW Köln
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